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Seminarhinweis: 
 

 

Mit Blick auf die neuen gesetzlichen Vorschriften zur Abrechnung von Reisen und Löhnen und Gehältern 

durch das Jahressteuergesetz 2019 und das Bürokratieentlastungsgesetz III bietet die ALBERTAKADEMIE 

zwei neue Seminare am 18.3. und 20.4.2020 in Hamburg an: 

 

 

1. Reisekosten richtig abrechnen 
 

Intensivseminar mit praktischen Abrechnungsfällen am 18.03.2020 

von 09.00 bis 16.00 Uhr, Ort: Hamburg, InterCity-Hotel Hamburg Hbf. 

 

Referent: Diplom-Betriebswirt Uwe Albert 

 

1. Grundlagen des steuerlichen Reisekostenrechts 

 

 Rechtsgrundlagen (Gesetze, Verwaltungsanweisungen, Finanzgerichts-Urteile, neue BFH-

Urteile) 

 Erste Tätigkeitsstätte bei Auswärtstätigkeiten (Neue Urteile des BFH) 

 Pauschbeträge für den Verpflegungsmehraufwand bei Inlands- und Auslandsreisen 

 Mahlzeiten und Bewirtungen 

 Dreimonatsfrist 

 Übernachtungskosten (Pauschalen und Einzelnachweis) 

 Fahrtkosten (Bahncard) 

 Reisenebenkosten (Z.B. Telefonkosten, Auslagenersatz) 

 Doppelte Haushaltsführung und Umzugskosten 

 

2. Abrechnung von Reisen – anhand praktischer Beispielsfälle 

 

 Inlandsreisen (ein und mehrtägig)  

 Auslandsreisen (ein- und mehrtägig, Verbindung von Inlands- und Auslandsreisen) 

 Mahlzeiten und Bewirtungen (Kürzung der Pauschalen oder Sachbezugswert) 

 Abrechnung gemischter Reisen (Z.B. Tagung und Betriebsveranstaltung) 

 Doppelte Haushaltsführung (Übernachtungen, Familienheimfahrt) 

 Abrechnung der Dreimonatsfrist 

 Abrechnung von Umzugskosten 

 Besteuerung von Reisekosten und gemischten Reisen (Individualbesteuerung,  

 Pauschalbesteuerung gem. § 37b und § 40 EStG 

 Dokumentation der Auswärtstätigkeiten 
 

 

2. Brennpunkte im Lohnsteuerrecht 

 

Seminar am 20.04.2020 von 09.00 bis 16.00 Uhr, Ort: InterCity-Hotel Hamburg Hbf. 

 

Referent: Diplom-Betriebswirt Uwe Albert 
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Freigrenze für Sachzuwendungen, Nutzung von Elektrofahrzeugen, Fahrradüberlassung, 

Fahrten Wohnung-Arbeitsstätte, Job-Ticket, Bahncard, Betriebsveranstaltungen, 

Pauschalbesteuerung, 
 

 

Seminarinhalte: 

 

1. Rechtsgrundlagen und Verwaltungsanweisungen zum Lohnsteuerrecht 

2. Freibeträge und Freigrenzen bei Sachzuwendungen (35 €, 44 €, 60 €, 110 €, 1.080 €) 

3. Neuregelung für Gutscheine und Prepaid-Kreditkarten 

4. Mahlzeiten (Arbeitsessen, anlässlich von Reisen, Bewirtung von Geschäftsfreunden) 

5. Pkw-Nutzung, (Elektrofahrzeuge), Lademöglichkeit beim Arbeitgeber 

6. Fahrradnutzung (Elektrofahrräder) 

7. Betriebsveranstaltungen (Freibetrag, Reisekosten,) 

8. Besonderheiten bei der Abrechnung von Reisekosten 

9. Gehaltsumwandlung (Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn) 

10. Steuerfreie Aufmerksamkeiten (Getränke und Genussmittel, Mahlzeiten) 

11. Pauschalbesteuerung gem. § 37b EStG 

12. Pauschalbesteuerung gem. § 40 Abs. 1 und 2 EStG 

13. Aktuelle Urteile der Finanzgerichte, insbesondere des BFH zum Lohnsteuerrecht 

 

 

Anmeldung: direkt bei der ALBERTAKADEMIE unter www.albertakademie.de oder per Fax 040-603 27 58 

oder info@albertakademie.de. 

Teilnahmepreis: 530 Euro pro Person, zzgl. USt. inkl. Mittagessen, Pausengetränke und ausführliche 

Seminarunterlagen  

 

  

http://www.albertakademie.de/
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A. Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 

steuerlicher Vorschriften (JStG 2019) 

 

 
Artikel 1 

 

Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers 

 
§ 3 wird wie folgt geändert:  

 
Nach Nummer 18 wird folgende Nummer 19 eingefügt: 

 

„19. Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers für Maßnahmen nach § 82 Absatz 1 und 2 des Dritten 

Buches Sozialgesetzbuch sowie Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, die der Verbesserung der 

Beschäftigungsfähigkeit des Arbeitnehmers dienen. Die Weiterbildung darf keinen überwiegenden 

Belohnungscharakter haben;“. 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
Zu Buchstabe a 
 
§ 3 Nummer 19 – neu – 
 

Die gesetzliche Änderung hat das Ziel, die im Koalitionsvertrag vorgesehene 
Weiterbildungsförderung durch den Arbeitgeber als Teil der Nationalen Weiterbildungsstrategie auch 
steuerlich durch flankierende Maßnahmen umzusetzen. Mit der neuen Steuerbefreiungsvorschrift § 
3 Nummer 19 EStG wird dieses Ziel erreicht. 
 
Mit dem Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz in der 
Arbeitslosenversicherung wurde mit Wirkung ab dem 1. Januar 2019 die Weiterbildungsförderung 
verbessert. In § 82 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) sind nun mehr die 
Voraussetzungen für die Förderung beschäftigter Arbeitnehmer in einer Vorschrift gebündelt. Durch 
diese Neuregelung wird der Zugang zur Weiterbildungsförderung für beschäftigte Arbeitnehmer 
erleichtert und die Transparenz der Förderung erhöht. § 82 SGB III umfasst Weiterbildungen, welche 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, die über eine arbeitsplatzbezogene Fortbildung 
hinausgehen. Für eine Förderung durch die Bundesagentur für Arbeit ist hier grundsätzlich auch ein 
angemessener Arbeitgeberbeitrag zu den Lehrgangskosten bei Weiterbildungsmaßnahmen 
Voraussetzung, der sich nach der Betriebsgröße auf Grundlage der Beschäftigtenzahl richtet (§ 82 
Absatz 2 SGB III). 
 
Berufliche Fort- oder Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers führen beim Arbeitnehmer bereits 
nach geltender Rechtslage nicht zu Arbeitslohn, wenn diese Bildungsmaßnahmen im ganz 
überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführt werden (R 19.7 der 
Lohnsteuer-Richtlinien). 
 
Bei Bildungsmaßnahmen im Sinne des § 82 SGB III wird bei der Finanzierung dieser 
Maßnahmen durch den Arbeitgeber von einem ganz überwiegend eigenbetrieblichen Interesse 
auszugehen sein. Die neue Steuerbefreiungsvorschrift § 3 Nummer 19 EStG sorgt für 
Rechtssicherheit, dass die Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers für Maßnahmen nach § 82 
Absatz 1 und 2 SGB III nicht der Besteuerung unterliegen. Dies gilt auch für 
Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, die der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit des 
Arbeitnehmers dienen (z. B. Sprachkurse oder Computerkurse, die nicht arbeitsplatzbezogen sind). 
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Darunter sind solche Maßnahmen zu verstehen, die eine Anpassung und Fortentwicklung der 
beruflichen Kompetenzen des Arbeitnehmers ermöglichen und somit zur besseren Begegnung der 
beruflichen Herausforderungen beitragen. Diese Leistungen dürfen keinen überwiegenden 
Belohnungscharakter haben. 

 

 

Arbeitgeberzuschuss zur privaten Krankenversicherung 

 
In § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe d werden die Wörter „und den ermäßigten 

Beitragssatz“ durch ein Komma und die Wörter „den ermäßigten Beitragssatz und den 

durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz“ ersetzt. 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe d 
 

Mit dem GKV-Versichertenentlastungsgesetz vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I Seite 2387) wurde 
mit Wirkung ab dem 1. Januar 2019 geregelt, dass die Arbeitgeber sich auch beim Zusatzbeitrag 
hälftig an den Krankenversicherungsbeiträgen der gesetzlich krankenversicherten Arbeitnehmer zu 
beteiligen haben. Durch eine Änderung des § 257 Absatz 2 Satz 2 SGB V haben sich insoweit 
auch Auswirkungen beim Arbeitgeberzuschuss für privat krankenversicherte Arbeitnehmer ergeben. 
Der Arbeitgeber ist danach verpflichtet, bei der Berechnung des Beitragszuschusses auch den 
Zusatzbeitrag hälftig zu berücksichtigen. Hierbei ist der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz (§ 
242a SGB V) zu Grunde zu legen. 
 
Diese Gesetzesänderung erfordert eine Folgeänderung in Bezug auf die Berechnung der 
Vorsorgepauschale im Lohnsteuerabzugsverfahren (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 EStG). 
 
Beim Teilbetrag der Vorsorgepauschale für die private Basiskranken- und Pflege- Pflichtversicherung 
(§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe d EStG) ist bei der Ermittlung des typisierend 
berechneten Arbeitgeberzuschusses auch der hälftige durchschnittliche Zusatzbeitrag zu 
berücksichtigen. Die aktuelle Gesetzesformulierung sieht das bisher nicht vor. 

 

 

Lohnsteuerpauschalierung gem. § 40 Abs. 2 EStG 

 
In § 40 Absatz 2 werden die Sätze 2 und 3 durch die folgenden Sätze ersetzt: 

 

„Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer mit folgenden Pauschsteuersätzen erheben: 

 

1. mit einem Pauschsteuersatz von 15 Prozent für die nicht nach § 3 Nummer 15 steuerfreien 

 

a. Sachbezüge in Form einer unentgeltlichen oder verbilligten Beförderung eines 

Arbeitnehmers zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie Fahrten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 

Nummer 4a Satz 3 oder  

b. Zuschüsse zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte oder Fahrten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 3, die zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn geleistet werden, 

 

soweit die Bezüge den Betrag nicht übersteigen, den der Arbeitnehmer nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 

und Absatz 2 als Werbungskosten geltend machen könnte, wenn die Bezüge nicht pauschal besteuert 

würden; diese pauschal besteuerten Bezüge mindern die nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Satz 2 und 

Absatz 2 abziehbaren Werbungskosten oder 
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2. mit einem Pauschsteuersatz von 25 Prozent anstelle der Steuerfreiheit nach § 3 Nummer 15 einheitlich 

für alle dort genannten Bezüge eines Kalenderjahres, auch wenn die Bezüge dem Arbeitnehmer nicht 

zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden; für diese pauschal besteuerten Bezüge 

unterbleibt eine Minderung der nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Satz 2 und Absatz 2 abziehbaren 

Werbungskosten. 

 

Die nach Satz 2 pauschalbesteuerten Bezüge bleiben bei der Anwendung des § 40a Absatz 1 bis 4 außer 

Ansatz. Bemessungsgrundlage der pauschalen Lohnsteuer sind in den Fällen des Satzes 2 Nummer 2 die 

Aufwendungen des Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer.“ 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
§ 40 Absatz 2 Satz 2 bis 4 – neu – 
 

Satz 2 Nummer 1 
 
§ 40 Absatz 2 Satz 2 EStG wird an die mit dem Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen 
beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11. 
Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) eingeführte neue Steuerfreiheit nach § 3 Nummer 15 EStG 
angepasst. 
 
§ 40 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 EStG entspricht dem Regelungsgehalt von § 40 Absatz 2 Satz 2 
und 3 EStG in der bisherigen Fassung und gilt nur für Bezüge (Sachbezüge und Zuschüsse), die 
nicht nach § 3 Nummer 15 EStG steuerfrei sind. Dazu gehören z. B.  
 

 die Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs für Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte oder 
 
– zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistete Zuschüsse des Arbeitgebers zu 
den Aufwendungen des Arbeitnehmers für mit dem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegte Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte oder 
 
– die in § 3 Nummer 15 genannten Sachbezüge in Form einer unentgeltlichen oder verbilligten 
Beförderung eines Arbeitnehmers zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie Fahrten 
nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 3, die auf einer Gehaltsumwandlung beruhen. 
 
Satz 2 Nummer 2 
 
§ 40 Absatz 2 Satz 2 EStG wird in der neuen Nummer 2 zudem um einen weiteren 
Pauschalbesteuerungstatbestand ergänzt, der eine zusätzliche Wahlmöglichkeit des Arbeitgebers 
zu der Steuerfreistellung nach § 3 Nummer 15 EStG schafft. 
 
Arbeitnehmer sollen verstärkt zur Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr 
veranlasst werden, um so die durch den motorisierten Individualverkehr entstehenden Umwelt- und 
Verkehrsbelastungen sowie den Energieverbrauch zu senken. 
 

Durch die neue Möglichkeit der pauschalen Besteuerung nach § 40 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 
EStG mit 25 Prozent bei gleichzeitigem Verzicht auf die Minderung der als Werbungskosten 
abziehbaren Entfernungspauschale beim Arbeitnehmer soll dem Arbeitgeber die Möglichkeit 
gegeben werden, die Akzeptanz von z. B. „Jobtickets“ insbesondere bei solchen Arbeitnehmern zu 
erhöhen, die öffentliche Verkehrsmittel ggf. auf Grund ihres Wohnortes oder der Tätigkeitsstätte im 
ländlichen Bereich gar nicht oder nur sehr eingeschränkt nutzen können. Mit dieser neuen 
Pauschalbesteuerungsmöglichkeit – 25 Prozent ohne Anrechnung auf die Entfernungspauschale – 
wird den Arbeitgebern eine einfache steuerliche Lösung an die Hand gegeben, um z. B. „Jobtickets“ 
auch in solchen Fällen ganzen Arbeitnehmergruppen oder allen seinen Arbeitnehmern zur Verfügung 
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zu stellen; denn bei dieser steuerlichen Lösung entsteht keinem Arbeitnehmer durch die 
unentgeltliche Gewährung z. B. eines „Jobtickets“ – welches er nicht oder nur sehr 
eingeschränkt nutzen kann – ein steuerlicher Nachteil. 
 
Infolge des Verzichts auf die Minderung des Werbungskostenabzugs in Form der 
Entfernungspauschale beim Arbeitnehmer müssen die pauschal besteuerten Bezüge auch nicht in 
der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung übermittelt werden. Eine individuelle Zuordnung zum 
einzelnen Arbeitnehmer ist daher ebenfalls nicht erforderlich. Durch die neue pauschale 
Besteuerungsmöglichkeit § 40 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 EStG kann der Arbeitgeber somit auch 
seinen administrativen Aufwand verringern. 
 
Die neue Pauschalbesteuerungsmöglichkeit mit 25 Prozent soll zudem auch für die in § 3 Nummer 
15 EStG genannten Bezüge gelten, die nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
(sondern mittels Gehaltsumwandlung) erbracht werden und deshalb die Voraussetzungen für die 
Steuerfreistellung nicht erfüllen. Auch in diesen Fällen kann die Pauschalbesteuerung ohne 
Anrechnung auf die Entfernungspauschale ein Anreiz sein, um die Arbeitnehmer zum Umstieg 
vom Individualverkehr auf öffentliche Verkehrsmittel zu bewegen. 
 
Für mittels Entgeltumwandlung finanzierte Bezüge im Zusammenhang mit der Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte oder Fahrtstrecken nach 
§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 3 EStG kann der Arbeitgeber zukünftig wählen zwischen der 
bisherigen Pauschalbesteuerung nach § 40 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 EStG, d. h. einem 
Pauschalsteuersatz von 15 Prozent mit Anrechnung auf die Entfernungspauschale oder der neuen 
Pauschalbesteuerung nach § 40 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 EStG, d. h. einem Pauschalsteuersatz 
von 25 Prozent ohne Minderung der Entfernungspauschale. Hierdurch werden Schlechterstellungen 
gegenüber der bisherigen geltenden Rechtslage vermieden. 
 
Wählt der Arbeitgeber die neue Pauschalbesteuerungsmöglichkeit mit 25 Prozent ohne Anrechnung 
auf die Entfernungspauschale, ist die Pauschalbesteuerung einheitlich für alle in § 3 Nummer 15 
EStG genannten Bezüge anzuwenden, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer innerhalb eines 
Kalenderjahres gewährt. 
 
Bei der Bemessung des pauschalen Steuersatzes mit 25 Prozent wurde berücksichtigt, dass die 
Pauschalbesteuerung einerseits mit der Steuerfreistellung nach § 3 Nummer 15 EStG 
korrespondiert, andererseits aber zu einem Verzicht auf die Minderung der als Werbungskosten 
abziehbaren Entfernungspauschale führen soll. 
 
Die Anwendung der neuen Nummer 2 kann in Fällen der Entgeltumwandlung zur Minderung des 
beitragspflichtigen Arbeitsentgelts und zu Einnahmeausfällen in der Sozialversicherung führen. 
 
Satz 3 
 
Der bisherige Satz 3 wird redaktionell an die neue Regelung angepasst. 
 
Satz 4 – neu – 
 

Bemessungsgrundlage sind in den Fällen der neuen Nummer 2 des § 40 Absatz 2 Satz 2 EStG die 
Aufwendungen des Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer. Eine Bewertung der Sachbezüge 
nach den allgemeinen Grundsätzen, die insbesondere dann problematisch ist, wenn der Arbeitgeber 
die Sachbezüge für eine Vielzahl von Arbeitnehmern im Paket zu einem Pauschalpreis erwirbt und 
es an Kriterien für eine individuelle Wertermittlung des einzelnen Sachbezugs fehlt, ist damit in den 
Fällen der neuen Nummer 2 entbehrlich. 
 
Die Pauschalbesteuerungstatbestände des § 40 Absatz 2 EStG unterliegen nicht der Beitragspflicht 
in der Sozialversicherung (vgl. § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
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Sozialversicherungsentgeltverordnung). 

 

 

Lohnsteuerbescheinigung - Entfernungspauschale 

 
In § 41b Absatz 1 Satz 2 werden die Nummern 6 und 7 wie folgt gefasst: 

 

„6. die auf die Entfernungspauschale nach § 3 Nummer 15 Satz 3 und § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Satz 5 

anzurechnenden steuerfreien Arbeitgeberleistungen, 

 

7. die auf die Entfernungspauschale nach § 40 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 2. Halbsatz anzurechnenden 

pauschal besteuerten Arbeitgeberleistungen,“. 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
§ 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und 7 
 

Satz 2 Nummer 6 
 
Durch die Änderung wird § 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 EStG an die mit dem Gesetz zur 
Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) eingeführte neue 
Steuerfreiheit nach § 3 Nummer 15 EStG redaktionell angepasst. So ist sichergestellt, dass 
sämtliche steuerfreien Leistungen, die zu einer Minderung der Entfernungspauschale führen, vgl. § 
3 Nummer 15 Satz 3 EStG und § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Satz 5 EStG auch in der 
Lohnsteuerbescheinigung auszuweisen sind. 
 
Satz 2 Nummer 7 
 
Durch die Änderung wird § 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 EStG an die vorgesehene Änderung 
des § 40 Absatz 2 Satz 2 EStG redaktionell angepasst. Dadurch ist sichergestellt, dass nur noch 
diejenigen pauschalbesteuerten Leistungen des Arbeitgebers in der Lohnsteuerbescheinigung 
auszuweisen sind, die auch zu einer Minderung der Entfernungspauschale führen, vgl. § 40 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 1 EStG. Die Arbeitgeberleistungen, die hingegen nach § 40 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 EStG mit 25 Prozent ohne Anrechnung auf die Entfernungspauschale pauschal 
besteuert werden, müssen zukünftig dann nicht mehr in der Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesen 
werden. 

 

 
Artikel 2 

 

 
Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 

3862), das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 

Übernachtungspauschale für Berufskraftfahrer 

 
Dem § 4 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

 

„(10) § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5b ist entsprechend anzuwenden.“ 
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Begründung der Bundesregierung: 

 
Zu Nummer 3 
 
§ 4 Absatz 10 – neu – 
 

Mit der Ergänzung des § 4 EStG um den neuen Absatz 10 wird die in § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 
5b EStG neu eingeführte Pauschale für die Übernachtung von Berufskraftfahrern in die 
Gewinnermittlung übernommen. 
 
 

Dienstwagenbesteuerung von Elektro- und extern aufladbare Hybridelektrofahrzeugen 

 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „Nummer 2 keine Anwendung findet“ durch die Wörter „die Nummern 

2, 3 oder 4 nicht anzuwenden sind“ ersetzt.  

 

bb) In Nummer 2 werden vor den Wörtern „bei Anschaffung“ die Wörter „soweit Nummer 3 nicht 

anzuwenden ist und“ eingefügt und wird der Punkt am Ende durch ein Komma und das Wort „oder“ ersetzt.  

 

cc) Die folgenden Nummern 3 bis 5 werden angefügt:  

 

„3. bei Anschaffung nach dem 31. Dezember 2018 und vor dem 1. Januar 2031 nur zu einem Viertel 

anzusetzen, wenn das Kraftfahrzeug keine Kohlendioxidemission je gefahrenen Kilometer hat und der 

Bruttolistenpreis des Kraftfahrzeugs nicht mehr als 40 000  

Euro beträgt, oder 

 

4. soweit Nummer 3 nicht anzuwenden ist und bei Anschaffung nach dem 31. Dezember 2021 und vor dem 1. 

Januar 2025 nur zur Hälfte anzusetzen, wenn das Kraftfahrzeug 

 

a) eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je gefahrenen  

Kilometer hat oder 

 

b) die Reichweite des Fahrzeugs unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine 

mindestens 60 Kilometer beträgt, oder  

5.  soweit Nummer 3 nicht anzuwenden ist und bei Anschaffung nach dem 31. Dezember 2024 und vor 

dem 1. Januar 2031 nur zur Hälfte anzusetzen, wenn das Kraftfahrzeug  

 

a) eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je gefahrenen Kilometer hat oder  

 

b) die Reichweite des Fahrzeugs unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine 

mindestens 80 Kilometer beträgt,“.  

 

dd) Folgender Satzteil wird angefügt: 

 

„die maßgebliche Kohlendioxidemission sowie die Reichweite des Kraftfahrzeugs unter ausschließlicher 

Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine ist der Übereinstimmungsbescheinigung nach Anhang IX der 

Richtlinie 2007/46/EG oder aus der Übereinstimmungsbescheinigung nach Artikel 38 der Verordnung (EU) 

Nr. 168/2013 zu entnehmen.“  

 

 b)  Satz 3 wird wie folgt geändert:  
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aa) In Nummer 1 werden die Wörter „Nummer 2 keine Anwendung findet“ durch die Wörter „die Nummern 

2, 3 oder 4 nicht anzuwenden sind“ ersetzt.  

 

bb) In Nummer 2 werden vor den Wörtern „bei Anschaffung“ die Wörter „soweit Nummer 3 nicht 

anzuwenden ist und“ eingefügt und wird der Punkt am Ende durch ein Komma und das Wort „oder“ ersetzt.  

 

cc) Die folgenden Nummern 3 bis 5 werden angefügt:  

 

„3. bei Anschaffung nach dem 31. Dezember 2018 und vor dem 1. Januar 2031 bei der Ermittlung der 

insgesamt entstandenen Aufwendungen die Anschaffungskosten für das Kraftfahrzeug oder vergleichbare 

Aufwendungen nur zu einem Viertel zu berücksichtigen, wenn das Kraftfahrzeug keine Kohlendioxidemission 

je gefahrenen Kilometer hat, und der Bruttolistenpreis des Kraftfahrzeugs nicht mehr als 40 000 Euro beträgt 

oder 

 

4.  soweit Nummer 3 nicht anzuwenden ist und bei Anschaffung nach dem 31. Dezember 2021 und vor 

dem 1. Januar 2025 bei der Ermittlung der insgesamt entstandenen Aufwendungen die Anschaffungskosten 

 für  das Kraftfahrzeug  oder  vergleichbare  Aufwendungen nur zur Hälfte zu 

berücksichtigen, wenn das Kraftfahrzeug 

 

a) eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je gefahrenen  

Kilometer hat oder 

 

b) die Reichweite des Kraftfahrzeugs unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine 

mindestens 60 Kilometer beträgt, oder 

 

5.  soweit Nummer 3 nicht anzuwenden ist und bei Anschaffung nach dem 31. Dezember 2024 und vor 

dem 1. Januar 2031 bei der Ermittlung der insgesamt entstandenen Aufwendungen die Anschaffungskosten 

für das Kraftfahrzeug oder vergleichbare Aufwendungen nur zur Hälfte zu berücksichtigen, wenn das 

Kraftfahrzeug  

 

a) eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je gefahrenen Kilometer hat oder  

 

b) die Reichweite des Kraftfahrzeugs unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine 

mindestens 80 Kilometer beträgt,“.  

 

dd) Folgender Satzteil wird angefügt:  

 

„die maßgebliche Kohlendioxidemission sowie die Reichweite des Kraftfahrzeugs unter ausschließlicher 

Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine ist der Übereinstimmungsbescheinigung nach Anhang IX der 

Richtlinie 2007/46/EG oder aus der Übereinstimmungsbescheinigung nach Artikel 38 der Verordnung (EU) 

Nr. 168/2013 zu entnehmen.“ 

 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
Zu Nummer 4 
 
Zu Buchstabe a 
 
Zu Doppelbuchstabe aa 
 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 1 
 

Folgeänderung zur Verlängerung der Begünstigung für Elektro- und extern aufladbare 
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Hybridelektrofahrzeuge bei der Dienstwagenbesteuerung. Es fallen nur noch solche Fahrzeuge in 
den Anwendungsbereich der Halbierung der Bemessungsgrundlage nach § 6 Absatz 1 Nummer 
4 Satz 2 Nummer 3 – neu – EStG, die eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer haben oder deren Reichweite unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine mindestens 60 Kilometer beträgt. Für Fahrzeuge, die diese Vorgaben nicht 
erfüllen, aber einen gegenüber Fahrzeugen nur mit einem Verbrennungsmotor höheren 
Bruttolistenpreis haben, gilt die bisherige Regelung (Nachteilsausgleich) für das Jahr 2022 fort. 
 
Zu Doppelbuchstabe bb 
 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 2 
 

Nummer 2 wird wegen der neu angefügten Nummer 3 redaktionell angepasst. 
 
Zu Doppelbuchstabe cc 
 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 und 4 – neu – 
 

Die Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der Dienstwagenbesteuerung für Elektro- und 
Hybridelektrofahrzeuge, die mit dem Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim 
Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11. Dezember 
2018 (BGBl. I S. 2338) befristet auf den Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 
eingeführt wurde, wird bis zum 31. Dezember 2030 stufenweise verlängert. Dadurch soll die 
Elektromobilität langfristig gefördert und ein planbarer Rahmen für die Steuerpflichtigen gesetzt 
werden. 
 
Die Sonderregelung nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 2 oder Satz 3 Nummer 2 EStG 
wird in den Nummern 3 und 4 mit steigenden Anforderungen an die zu erreichende 
Mindestreichweite fortgeführt: für im Zeitraum vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2024 
angeschaffte Fahrzeuge wird eine Reichweite unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine von mindestens 60 Kilometern festgelegt; für vom 1. Januar 2025 bis zum 31. 
Dezember 2030 angeschaffte Fahrzeuge muss diese 80 Kilometer betragen. Die Vorgaben 
hinsichtlich des Schadstoffausstoßes von höchstens 50 Gramm Kohlendioxid je gefahrenen 
Kilometer – die ebenfalls und unabhängig von der mit elektrischem Antrieb zu erzielenden 
Mindestreichweite – zu einer Halbierung der Bemessungsgrundlage berechtigen, bleiben 
unverändert. Die bisherige Bezugnahme auf die Voraussetzungen des § 3 Elektromobilitätsgesetz 
(EmoG), die eine Mindestreichweite von 40 km vorsieht oder eine maximale CO2-Emission von 

50 g/km, entfällt. Die Regelung folgt dem Ziel, die Förderung langfristig auf emissionsfreie oder 
emissionsärmere Fahrzeuge auszurichten. 
 
Die damit im EStG und im EmoG unterschiedlich geregelten Definitionen sowie Anforderungen, wie 
z. B. die elektrische Mindestreichweite oder der Schadstoffausstoß, sollen bei einer zukünftigen 
Änderung des EmoG, sofern die im vorliegenden Gesetzesentwurf geregelten Anforderungen nicht 
unterschritten werden, vereinheitlicht werden. 
 
Zu Buchstabe b 
 
Zu Doppelbuchstabe aa 
 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 Nummer 1 
 

Folgeänderung zur Änderung des § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 1. 
 
Zu Doppelbuchstabe bb 
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§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 Nummer 2 
 

Nummer 2 wird wegen der neu angefügten Nummer 3 redaktionell angepasst. 
 
Zu Doppelbuchstabe cc 
 
§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 Nummer 3 und 4 – neu – 
 

Die Änderung dient der folgerichtigen Umsetzung. Weist der Steuerpflichtige den privaten 
Nutzungsumfang und die auf diese Nutzung entfallenden Aufwendungen durch Belege und das 
Verhältnis der privaten zu den übrigen Fahrten durch das Führen eines ordnungsgemäßen 
Fahrtenbuches nach, kann er diese Aufwendungen der Besteuerung zugrunde legen. Hierbei werden 
die Anschaffungskosten für das Kraftfahrzeug in Form der als Betriebsausgaben abzuziehenden 
Absetzungen für Abnutzung bei den insgesamt entstandenen Aufwendungen berücksichtigt. 
Entsprechend der Halbierung der Bemessungsgrundlage für die Anwendung der Listenpreisregelung 
sind die hier zu berücksichtigenden Aufwendungen (Absetzung für Abnutzung) zu halbieren. Nutzt 
der Steuerpflichtige ein geleastes oder gemietetes Kraftfahrzeug sind entsprechend die Leasing- 
oder Mietkosten nur zur Hälfte zu berücksichtigen. 
 
Die damit im EStG und im EmoG unterschiedlich geregelten Definitionen sowie Anforderungen, wie 
z. B. die elektrische Mindestreichweite oder der Schadstoffausstoß, sollen bei einer zukünftigen 
Änderung des EmoG, sofern die im vorliegenden Gesetzesentwurf geregelten Anforderungen nicht 
unterschritten werden, vereinheitlicht werden. 

 

 

Sonderabschreibung für rein elektrisch betriebene Lieferfahrzeuge und Lastenfahrräder 

 
Nach § 7b wird folgender § 7c eingefügt: 

 
„§ 7c Sonderabschreibung für Elektrolieferfahrzeuge und Lastenfahrräder 

 

(1) Bei neuen Elektronutzfahrzeugen im Sinne des Absatzes 2 sowie elektrisch betriebenen Lastenfahrrädern 

im Sinne des Absatzes 3, die zum Anlagevermögen gehören, kann im Jahr der Anschaffung neben der 

Absetzung für Abnutzung nach § 7 Absatz 1 eine Sonderabschreibung in Höhe von 50 Prozent der 

Anschaffungskosten in Anspruch genommen werden.  

 

(2) Elektronutzfahrzeuge sind Fahrzeuge der EG-Fahrzeugklassen N1, N2 und N3, die ausschließlich durch 

Elektromotoren angetrieben werden, die ganz oder überwiegend aus mechanischen oder elektrochemischen 

Energiespeichern oder aus emissionsfrei betriebenen Energiewandlern gespeist werden. 

 

(3) Elektrisch betriebene Lastenfahrräder sind Schwerlastfahrräder mit einem Mindest-Transportvolumen von 

1 m³ und einer Nutzlast von mindestens 150 kg, die mit einem elektromotorischen Hilfsantrieb angetrieben 

werden. 

 

(4) Die Sonderabschreibung kann nur in Anspruch genommen werden, wenn der Steuerpflichtige die der 

Sonderabschreibung zugrundeliegenden Anschaffungskosten sowie Angaben zu den in den Absätzen 1 bis 3 

enthaltenen Voraussetzungen nach amtlich vorgeschriebenen Datensätzen durch Datenfernübertragung 

übermittelt. Auf Antrag kann die Finanzbehörde zur Vermeidung unbilliger Härten auf eine elektronische 

Übermittlung verzichten; § 150 Absatz 8 der Abgabenordnung gilt entsprechend. In den Fällen des Satzes 2 

müssen sich die entsprechenden Angaben aus den beim Finanzamt einzureichenden Unterlagen ergeben.“ 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
Zu Nummer 5 
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§ 7c – neu – 
 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Elektromobilität in Deutschland deutlich 
voranzubringen. Für eine erfolgreiche Umsetzung des Ziels bedarf es einer Reihe von Maßnahmen. 
 
Mit der Regelung soll für neue, rein elektrisch betriebene Lieferfahrzeuge das im Koalitionsvertrag 
enthaltene Bekenntnis der Bundesregierung zur Einführung einer Sonderabschreibung von 50 
Prozent im Jahr der Anschaffung in die Tat umgesetzt werden. Zusätzlich zu den bereits 
bestehenden vielfältigen steuerlichen Fördermaßnahmen im Bereich der Elektromobilität werden 
mit der Einführung dieser Sonderabschreibung steuerliche Anreize insbesondere für den 
Markthochlauf der Elektromobilität im betrieblichen Bereich gesetzt. Um hier insbesondere den 
Mittelstand zu fördern, wird die Maßnahme auf die Anschaffung neuer betrieblich genutzter 
„Elektrolieferfahrzeuge“ begrenzt. 
 
Absatz 1 regelt die grundsätzliche Möglichkeit der Inanspruchnahme der Sonderabschreibung, den 
Abschreibungszeitraum und den Abschreibungssatz. Die Regelung ist ausschließlich für neue, rein 
elektrisch betriebene Lieferfahrzeuge (Elektrolieferfahrzeuge = Definition in Absatz 2) vorgesehen. 
Um das Ziel der Regelung – den Markthochlauf zu fördern – zu erreichen, muss das Fahrzeug 
bei der Anschaffung „neu“ sein. D. h., dass nur der Erwerb von bisher ungenutzten Fahrzeugen 
unter diese Regelung fällt. Der Erwerb eines vorher zu Vorführzwecken genutzten Fahrzeugs 
führt nicht zur Anschaffung eines neuen Fahrzeugs. Die Regelung wird von 2020 bis Ende 2030 
befristet. Die Sonderabschreibung kann nur im Jahr der Anschaffung in Anspruch genommen 
werden. Die Sonderabschreibung beträgt 50 Prozent. Die reguläre lineare Absetzung für Abnutzung 
(AfA) nach § 7 Absatz 1 EStG ist parallel neben der Sonderabschreibung vorzunehmen. Die 
Sonderabschreibung kann nur dann in Anspruch genommen werden, wenn die Voraussetzungen 
der linearen AfA nach § 7 Absatz 1 EStG vorliegen. Das bedeutet, dass das Elektrolieferfahrzeug 
der Erzielung von betrieblichen Einkünften dienen und zum Anlagevermögen gehören muss. 
 
Eine Kumulierung mit anderen Sonderabschreibungen oder erhöhten Abschreibungen ist gemäß § 
7a Absatz 5 EStG nicht möglich. Die Abschreibung in den Folgejahren der Anschaffung richtet sich 
nach § 7a Absatz 9 EStG (Restwertabschreibung). D. h., dass der Restwert auf die 
Restnutzungsdauer gleichmäßig zu verteilen ist. 
 
Für die Definition der „Elektrolieferfahrzeuge“ in Absatz 2 wird auf die Definition der Elektrofahrzeuge 
in § 9 Absatz 2 Kraftfahrzeugsteuergesetz (KraftStG 2002) und § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 
EStG zurückgegriffen. Die Abgrenzung als Lieferfahrzeug erfolgt nach der EG-weit einheitlichen 
verkehrsrechtlichen Definition der Fahrzeugklassen (vgl. Anlage XXIX (zu § 20 Absatz 3a Satz 4) 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung – BGBl. I 2012 S. 931 bis 935). Damit kann sowohl für 
die Finanzverwaltung als auch für die Steuerpflichtigen ein rechtssicheres und bürokratisch wenig 
aufwendiges, d. h. massentaugliches, Verfahren sichergestellt werden. Da die Maßnahme 
insbesondere auf solche Elektrofahrzeuge abzielen soll, die im Rahmen der Erzielung betrieblicher 
Einkünfte üblicherweise als Lieferfahrzeuge eingesetzt werden, sind schwere Lastkraftwagen von der 
Förderung auszuschließen. Da der Fahrzeugklasse N2 Fahrzeuge mit einer zulässigen 
Gesamtmasse bis zu 12 Tonnen zugeordnet werden, wird die Inanspruchnahme der 
Sonderabschreibung für Fahrzeuge dieser Fahrzeugklasse auf Fahrzeuge mit einer zulässigen 
Gesamtmasse von maximal 7,5 Tonnen begrenzt. Die technisch zulässige Gesamtmasse eines 
Fahrzeugs kann ohne zusätzliche Nachweiserfordernisse an den Steuerpflichtigen der 
Zulassungsbescheinigung Teil I (Fahrzeugschein) entnommen werden (Feld F1). 
 
Ein Elektrolieferfahrzeug gilt als neu, wenn es erstmalig zugelassen wird. Die Sonderabschreibung 
kann nur von demjenigen in Anspruch genommen werden, auf den das Fahrzeug erstmals 
zugelassen ist. Ausgenommen hiervon sind Tageszulassungen. So wird eine Mehrfach-
Begünstigung des gleichen Fahrzeugs und dadurch auch das Gestaltungspotential durch 
sogenannte Kettenkäufe bzw. etwaige Mitnahmeeffekte vermieden. Zudem ist der Nachweis der 
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erstmaligen Zulassung durch den Steuerpflichtigen ohne großen Aufwand zu erbringen und durch 
die Finanzverwaltung leicht nachprüfbar. 

 

 

44-€-Freigrenze für Sachzuwendungen 

 

 
§ 8 Abs. 1 EStG wird wie folgt geändert: 

 

a) Dem Absatz1 werden die folgenden Sätze angefügt: 

 

„Zu den Einnahmen in Geld gehören auch zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche 

Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten.  

 

Satz2 gilt nicht bei Gutscheinen und Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von Waren oder 

Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Absatz 1 Nummer 10 des 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erfüllen.  

 

Auszug aus § 2 Abs. 1 Nummer 10 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz 

 

Dienste, die auf Zahlungsinstrumenten beruhen, die 

a) für den Erwerb von Waren oder Dienstleistungen in den Geschäftsräumen des Emittenten oder innerhalb 

eines begrenzten Netzes von Dienstleistern im Rahmen einer Geschäftsvereinbarung mit einem 

professionellen Emittenten eingesetzt werden können, 

b) für den Erwerb eines sehr begrenzten Waren- oder Dienstleistungsspektrums eingesetzt werden können, 

oder 

c) beschränkt sind auf den Einsatz im Inland und auf Ersuchen eines Unternehmens oder einer öffentlichen 

Stelle für bestimmte soziale oder steuerliche Zwecke nach Maßgabe öffentlich-rechtlicher Bestimmungen für 

den Erwerb der darin bestimmten Waren oder Dienstleistungen von Anbietern, die eine gewerbliche 

Vereinbarung mit dem Emittenten geschlossen haben, bereitgestellt werden). 

 

Anmerkungen von Kanzler, Kommentar zum EStG § 37b  

 

Das Prepaid-Kreditkartenmodell: Feststellungen des BRH zufolge haben immer mehr Arbeitgeber ihren 

leitenden Angestellten anstelle von Sonderzahlungen (Tantiemen, Gratifikationen) Prepaid-Kreditkarten 

überlassen und mit Beträgen von bis zu 10.000 € jährlich aufgeladen. Damit kann der Arbeitnehmer zu 

irgendeinem Zeitpunkt beliebige Waren oder Dienstleistungen (z. B. eine Reise) kaufen. Die Arbeitgeber 

behandeln die Aufladung der Kreditkarte als Sachzuwendung gem. § 37b Abs. 2 Satz 1 i. V. m. Abs. 1 Satz 3 

EStG, übernehmen die Einkommensteuer pauschal mit 30 % des Aufladebetrags und erreichen damit, dass 

diese Zuwendungen dem Arbeitnehmer, der regelmäßig dem Spitzensteuersatz unterliegt, brutto für netto 

zufließen. Nach den Feststellungen des BRH erkennen die Finanzämter diese steuerliche Gestaltung an, wenn 

die Abhebung von Bargeld mit der Kreditkarte ausgeschlossen ist. M. E. ist die Pauschalierung unzulässig, 

weil der Begünstigungsausschluss des § 37b Abs. 2 Satz 1 EStG für Geldzuwendungen greift. Es handelt sich 

um sog. E-Geld i. S. des § 1 Abs. 2 Satz 3 ZAG, das als „Buchgeld mit elektronischer Speicherung" zu 

beurteilen ist und wegen der freien Verfügbarkeit über das Guthaben nicht den Ausnahmeregelungen des § 2 

Abs. 1 Nr. 10 und 11 ZAG unterliegt. Nachdem das BMF dazu mitgeteilt hatte, dass es eine 

„Gesetzesänderung aus fachlicher Sicht“ befürworte, wurde eine im Referentenentwurf zum JStG 2019 

(weitere Förderung der Elektromobilität) vorgesehene „klarstellende“ Regelung zum Ausschluss von 

Geldsurrogaten, insbesondere Geldkarten aus dem Sachleistungsbegriff in § 8 EStG „zurückgestellt und aus 

dem Regierungsentwurf gestrichen“. 

 

 

§8 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
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In Satz 11 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und es werden folgende Wörter angefügt: 

 

„die nach Absatz 1 Satz 3 nicht zu den Einnahmen in Geld gehörenden Gutscheine und Geldkarten bleiben 

nur dann außer Ansatz, wenn sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden.“ 

 

Begründung Bundesrat: 

 

Die monatliche 44-Euro-Freigrenze für Sachbezüge (§ 8 Absatz 2 Satz 11 EStG) wurde durch Artikel 1 

Nummer 13 des Jahressteuergesetzes 1996 vom 11. Oktober 1995 eingeführt. Sachbezüge in geringem 

Umfang sollen aus Vereinfachungsgründen nicht besteuert werden. Die Regelung dient somit in erster Linie 

der Vereinfachung und dem Bürokratieabbau. 

 

In den letzten Jahren wird die 44-Euro-Freigrenze vermehrt genutzt, um den Arbeitnehmern steuerfreie 

Sachbezüge in Form von Gutscheinen zukommen zu lassen. 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat seine Rechtsprechung zur Abgrenzung zwischen Geldleistungen und 

Sachbezügen dahingehend geändert, dass zweckgebundene Geldleistungen oder nachträgliche 

Kostenerstattungen nun nicht mehr ohne weiteres als Sachbezug eingeordnet werden können. Die 

Rechtsprechung des BFH hat zu erheblicher Verunsicherung bei der Abgrenzung zwischen Barlohn und 

Sachlohn geführt.  

 

Die Anwendung der Rechtsprechung des BFH birgt die Gefahr, dass die Gutscheine bestimmter Anbieter 

dadurch begünstigt werden, dass für sie weiterhin die 44-Euro-Freigrenze gilt, während Gutscheine anderer 

Anbieter versteuert werden müssen. Eine solche Wettbewerbsverzerrung insbesondere zulasten kleiner und 

mittelständischer Unternehmen ist nach Auffassung des Bundesrates nicht hinnehmbar. 

 

Es bedarf daher einer klaren gesetzlichen Regelung, um den gegenwärtigen Zustand zu beenden. Dabei muss 

sich der Gesetzgeber entscheiden, in welchem Umfang er Guthaben-Karten steuerlich begünstigen will. Dabei 

stehen ihm verschiedene Handlungsalternativen zur Verfügung:  

 

a) Eine Möglichkeit wäre die weite Anwendung des Begriffs „Sachbezug“ per Gesetzesdefinition. 

Soweit der Arbeitnehmer unabhängig vom Anbieter der Gutscheine sich die Leistung nicht in Bargeld 

auszahlen lassen kann, würde dann die 44-Euro-Freigrenze gelten.  

 

b) Der Gesetzgeber könnte sich aber auch dafür entscheiden, dass Gutscheine und Gutscheinkarten, die 

auf einen Geldbetrag lauten, generell keine Sachbezüge, sondern Barlohn darstellen und somit nicht unter die 

44 Euro-Freigrenze fallen. Zum Ausgleich und als Maßnahme zur Steuervereinfachung sollte der 

Arbeitnehmerpauschbetrag für alle Arbeitnehmer einheitlich und aufkommensneutral erhöht werden. 

 

Anmerkung FinAus: 

 

Ferner sei Rechtssicherheit geschaffen worden, damit so genannte Sachbezüge in Form von Gutscheinen und 

Geldkarten auch zukünftig von Arbeitgebern an Arbeitnehmern bis zu einem Betrag in Höhe von 44 Euro 

steuerfrei gewährt werden könnten. Dies gelte jedoch nur dann, wenn die Sachbezüge zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn ausgereicht würden und die Karten keine Barzahlungs- oder Wandlungsfunktion in 

Geld hätten. Die gesetzliche Änderung in § 8 Absatz 1 Satz 3 EStG habe das Ziel, bestimmte 

zweckgebundene Gutscheine und Geldkarten, die die Kriterien des § 2 Absatz 1 Nummer 10 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) erfüllten, als Sachbezug zu definieren. Klarzustellen sei, dass für die 

steuerrechtliche Bewertung der Gutscheine und Guthabenkarten die Erfüllung der jeweiligen gesetzlichen 

Kriterien der drei Ausnahmetatbestände (a, b und c) in § 2 Absatz 1 Nummer 10 ZAG entscheidend sei und 

nicht die aufsichtsrechtliche Bewertung als Zahlungsdienst. Zur sachlichen Eingrenzung der zulässigen 

Gutscheine und Gutscheinkarten im Rahmen des § 8 Absatz 1 EStG werde aus Praktikabilitätsgründen zwar 

auf dieselben Kriterien wie im Rahmen der Bereichsausnahme des § 2 Absatz 1 Nummer 10 ZAG 

zurückgegriffen, im Übrigen sei jedoch keine sachliche Anknüpfung an Zahlungsdienste nach dem ZAG im 

Rahmen des § 8 Absatz 1 EStG beabsichtigt. 
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Anmerkung BDI: 

 

Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug: In § 8 Abs.1 Satz 2 und 3 EStG wird eine Regelung 

ergänzt, wonach zu den Einnahmen in Geld auch zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche 

Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten“, gehören. 

Einschränkend wird geregelt, dass dies nichtgilt bei „Gutscheinen und Geldkarten, die ausschließlich zum 

Bezug von Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Abs.1 Nr.10 des 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erfüllen. “Diese gesetzliche Änderung hat das Ziel, bestimmte 

zweckgebundene Gutscheine und Geldkarten, die nicht als Zahlungsdienste gelten, als Sachbezug zu 

definieren und durch die 44-Euro-Freigrenze zu begünstigen. Darunter fallenregelmäßig „Closed-Loop-

Karten“(z. B. aufladbare Geschenkkarten für den Einzelhandel), die dazu berechtigen, Waren oder 

Dienstleistungen vom Aussteller des Gutscheins zu beziehen, und „Controlled-Loop-Karten“(z. B. „City-

Cards“), die nicht nur beim Aussteller, sondern bei einem begrenzten Kreis von Akzeptanzstellen eingesetzt 

werden können. Die neue Regelung soll jedoch regelmäßig nicht bei Geldkarten (z. B. bestimmte „Open-

Loop-Karten“) anzuwenden sein, die als Geldsurrogate im Rahmen unabhängiger Systeme des unbaren 

Zahlungsverkehrs eingesetzt werden können. Durch eine Ergänzung des § 8 Abs.2 Satz 11 EStG soll zudem 

erreicht werden, dass Gutscheine und Geldkarten nur dann unter die 44-Euro-Freigrenze fallen, wenn sie vom 

Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohngewährt werden. Der steuerliche Vorteil soll 

damit insbesondere im Rahmen von Gehaltsumwandlungen ausgeschlossen werden. 

 

 

Mietwert für vom ArbG überlassene Wohnung 

 
Dem § 8 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

 

„Der Ansatz eines Sachbezugs für eine dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber zu eigenen Wohnzwecken 

überlassene Wohnung unterbleibt, soweit das vom Arbeitnehmer gezahlte Entgelt mindestens zwei Drittel des 

ortsüblichen Mietwerts und dieser nicht mehr als 25 Euro je Quadratmeter ohne umlagefähige Kosten im 

Sinne der Verordnung über die Aufstellung von Betriebskosten beträgt.“ 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
§ 8 Absatz 2 Satz 12 – neu – 
 

Die gesetzliche Änderung hat das Ziel, dem in hochpreisigen Ballungsgebieten bestehenden 
Bedarf an bezahlbarem Wohnraum nachzukommen und gleichzeitig die soziale Fürsorge des 
Arbeitgebers zu unterstützen, seinen Arbeitnehmern entsprechenden Wohnraum anzubieten. Mit 
dem neuen gesetzlichen Bewertungsabschlag in § 8 Absatz 2 Satz 12 EStG können bei der 
Bewertung von Mietvorteilen mögliche Steuerbelastungen bei niedrigen Bestandsmieten 
abgemildert werden. 
 
Die Aufwendungen eines Steuerpflichtigen für seinen Wohnraum gehören grundsätzlich zu den 
steuerlich nicht abzugsfähigen Kosten der privaten Lebensführung (§ 12 EStG). 
 
Vorteile, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer auf Grund des Dienstverhältnisses in Form 
einer unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung von Wohnraum gewährt, stellen daher einen 
steuerpflichtigen Sachbezug dar (§ 19 Absatz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 EStG). 
 
Als Wohnung wird eine geschlossene Einheit von Räumen angesehen, in denen ein selbständiger 
Haushalt geführt werden kann. Vermietet der Arbeitgeber Wohnungen nicht überwiegend an fremde 
Dritte, sind die Mietvorteile nach § 8 Absatz 2 Satz 1 EStG mit den um übliche Preisnachlässe 
geminderten üblichen Endpreisen am Abgabeort (ortsüblicher Mietwert) zu bewerten. Als ortsüblicher 
Mietwert ist die Kaltmiete zuzüglich der nach der Betriebskostenverordnung (BetrKV) vom 25. 
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November 2003 (BGBl. I S. 2346, 2347), die durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Mai 2012 (BGBl. 
I S. 958) geändert worden ist, umlagefähigen Kosten anzusetzen, die für eine nach Baujahr, Art, 
Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage vergleichbare Wohnung üblich ist (Vergleichsmiete). 
Ortsüblicher Mietwert ist auch der niedrigste Mietwert der Mietpreisspanne des Mietspiegels für 
vergleichbare Wohnungen zuzüglich der nach der BetrKV umlagefähigen Kosten, die konkret auf die 
überlassene Wohnung entfallen. 
 
Bei dynamisch steigenden Mieten kann die im Mietspiegel abgebildete ortsübliche Vergleichsmiete 
auf Grund des relativ kurzen Betrachtungszeitraums von vier Jahren deutlich von niedrigeren 
Bestandsmieten langjähriger Mieter abweichen. Das Anknüpfen an den Mietspiegel kann daher bei 
der Bewertung von Mietvorteilen verstärkt zu zusätzlichen Steuerbelastungen für den Arbeitnehmer 
führen. 
 
Begünstigt ist nach der Neuregelung nur die Überlassung einer Wohnung zu eigenen Wohnzwecken 
des Arbeitnehmers. Für die Bewertung einer Unterkunft, die keine Wohnung ist, ist wie bisher der 
amtliche Sachbezugswert nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebend. Auf die 
Eigentümereigenschaft des Arbeitgebers als Bauherr oder als Käufer kommt es nicht an. Auch vom 
Arbeitgeber angemietete Wohnungen, die dem Arbeitnehmer überlassen werden, sind von der 
gesetzlichen Änderung umfasst. 
 
Der Bewertungsabschlag beträgt ein Drittel vom ortsüblichen Mietwert (z. B. der niedrigste Mietwert 
der Mietpreisspanne des Mietspiegels für vergleichbare Wohnungen zuzüglich der nach der 
BetrKV umlagefähigen Kosten, die konkret auf die überlassene Wohnung entfallen) und wirkt wie 
ein Freibetrag. Die nach Anwendung des Bewertungsabschlags ermittelte Vergleichsmiete ist 
Bemessungsgrundlage für die Bewertung der Mietvorteile. Das vom Arbeitnehmer tatsächlich 
gezahlte Entgelt (tatsächlich erhobene Miete und tatsächlich abgerechnete Nebenkosten) für die 
Wohnung ist auf die Vergleichsmiete anzurechnen (BFH-Urteil vom 11. Mai 2011, BStBl II S. 946). 
 
Die feste Mietobergrenze von 25 Euro/qm bezieht sich auf den ortsüblichen Mietwert ohne die nach 
der BetrKV umlagefähigen Kosten und dient der Gewährleistung sozialer Ausgewogenheit und 
Vermeidung der steuerbegünstigten Vermietung von Luxuswohnungen. Beträgt die ortsübliche 
Kaltmiete mehr als 25 Euro/qm, ist der Bewertungsabschlag nicht anzuwenden. 

 

 

Anhebung der Pauschbeträge für den Verpflegungsmehraufwand bei Auswärtstätigkeiten und 

Einführung einer Pauschale für Übernachtungen auf einem Kraftfahrzeug 

 
§ 9 wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 5a wird folgende Nummer 5b eingefügt: 

 

„5b. notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer während seiner auswärtigen beruflichen 

Tätigkeit auf einem Kraftfahrzeug des Arbeitgebers oder eines vom Arbeitgeber beauftragten Dritten im 

Zusammenhang mit einer Übernachtung in dem Kraftfahrzeug für Kalendertage entstehen, an denen der 

Arbeitnehmer eine Verpflegungspauschale nach Absatz 4a Satz 3 Nummer 1 und 2 sowie Satz 5 zur 

Nummer 1 und 2 beanspruchen könnte. Anstelle der tatsächlichen Aufwendungen, die dem Arbeitnehmer 

im Zusammenhang mit einer Übernachtung in dem Kraftfahrzeug entstehen, kann im Kalenderjahr einheitlich 

eine Pauschale von 8 Euro für jeden Kalendertag berücksichtigt werden, an dem der Arbeitnehmer eine 

Verpflegungspauschale nach Absatz 4a Satz 3 Nummer 1 und 2 sowie Satz 5 zur Nummer 1 und 2 

beanspruchen könnte,“. 

 

b) Absatz 4a Satz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „24 Euro“ durch die Angabe „28 Euro“ ersetzt.  
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bb) In Nummer 2 wird die Angabe „12 Euro“ durch die Angabe „14 Euro“ ersetzt. 

 

cc)  In Nummer 3 wird jeweils die Angabe „12 Euro“ durch die Angabe „14 Euro“ 

ersetzt. 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 

Zu Nummer 7 
 
Zu Buchstabe a 
 
§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5b – neu – 
 

Mit der Ergänzung des § 9 Absatz 1 Satz 3 EStG um die neue Nummer 5b wird typisierend eine 
gesetzliche Pauschale – in Höhe von 8 Euro pro Kalendertag – für die den Arbeitnehmern, die ihre 
berufliche Tätigkeit vorwiegend auf Kraftfahrzeugen ausüben (z. B. Berufskraftfahrer) üblicherweise 
während einer mehrtägigen beruflichen Tätigkeit im Zusammenhang mit einer Übernachtung in dem 
Kraftfahrzeug des Arbeitgebers entstehenden Mehraufwendungen festgelegt. Der Ansatz dieser 
Pauschale erfolgt anstelle der tatsächlich entstehenden Mehraufwendungen; so können weiterhin 
auch höhere Aufwendungen als die 8 Euro nachgewiesen und geltend gemacht werden (z. B. auf 
der Grundlage des BMF-Schreibens vom 4. Dezember 2012 (BStBl I Seite 1249 – vereinfachter 
Nachweis). Die Entscheidung, die tatsächlich entstandenen Mehraufwendungen oder den 
gesetzlichen Pauschbetrag geltend zu machen, kann nur einheitlich im Kalenderjahr erfolgen. 
 
Üblicherweise handelt es sich bei den entstehenden Mehraufwendungen um Aufwendungen, die bei 
anderen Arbeitnehmern mit Übernachtung anlässlich einer beruflichen Auswärtstätigkeit, 
typischerweise in den als Werbungskosten abziehbaren Übernachtungskosten mit enthalten sind. 
Als Aufwendungen im Sinne der neuen Nummer 5b kommen daher z. B. in Betracht: 
 
- Gebühren für die Benutzung der sanitären Einrichtungen (Toiletten sowie Dusch- oder 
Waschgelegenheiten) auf Raststätten und Autohöfen, 
 
- Park- oder Abstellgebühren auf Raststätten und Autohöfen, 
 
- Aufwendungen für die Reinigung der eigenen Schlafkabine. 
 
Wird anstelle der tatsächlichen Mehraufwendungen der neue gesetzliche Pauschbetrag geltend 
gemacht, ist die Höhe der tatsächlichen Aufwendungen unbeachtlich; es müssen nur dem Grunde 
nach tatsächliche Aufwendungen entstanden sein. 
 
Der Pauschbetrag in Höhe von 8 Euro pro Kalendertag kann zusätzlich zu den gesetzlichen 
Verpflegungspauschalen für folgende Tage beansprucht werden: 
 
– den An- oder Abreisetag sowie 
 
– jeden Kalendertag mit einer Abwesenheit von 24 Stunden 
 
im Rahmen einer Auswärtstätigkeit im In- oder Ausland im Sinne des § 9 Absatz 4a Satz 3 
Nummer 1 und 2 EStG sowie § 9 Absatz 4a Satz 5 zur Nummer 1 und 2 EStG. Durch die 
Anknüpfung an die gesetzlichen Regelungen zu den Verpflegungspauschalen wird die 
Geltendmachung entsprechend vereinfacht. 
 
Der Arbeitgeber kann nach Maßgabe des § 3 Nummer 13 EStG oder des § 3 Nummer 16 EStG 
Erstattungen einheitlich im Kalenderjahr entweder bis zur Höhe der nachgewiesenen tatsächlichen 
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Mehraufwendungen oder bis zur Höhe des neuen Pauschbetrages steuerfrei leisten. 
 
Zu Buchstabe b 
 
Zu Doppelbuchstabe aa 
 
§ 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 1 
 

Die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen nach der Nummer 
1 werden für jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer 24 Stunden von seiner Wohnung und 
ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist, von 24 Euro auf 28 Euro angehoben. 
 
Zu Doppelbuchstabe bb 
 
§ 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 2 
 

Die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen nach der Nummer 
2 werden für den An- oder Abreisetag, wenn der Arbeitnehmer an diesem, einem anschließenden 
oder vorhergehendem Tag außerhalb seiner Wohnung übernachtet, von jeweils 12 Euro auf 14 Euro 
angehoben. 
 
Zu Doppelbuchstabe cc 
 
§ 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 3 
 

Die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen nach der Nummer 
3 werden für jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer ohne Übernachtung außerhalb seiner 
Wohnung mehr als 8 Stunden von seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist, von 12 
Euro auf 14 Euro angehoben. 

 

 

Internationale Arbeitnehmerentsendung 

 
In § 38 Absatz 1 Satz 2 wird der Teilsatz vor den Wörtern „Voraussetzung hierfür“ wie folgt gefasst: 

 

„In den Fällen der internationalen Arbeitnehmerentsendung ist das nach Satz 1 Nummer 1 in Deutschland 

ansässige aufnehmende Unternehmen inländischer Arbeitgeber, wenn es den Arbeitslohn für die ihm 

geleistete Arbeit wirtschaftlich trägt oder nach dem Fremdvergleichsgrundsatz hätte tragen müssen;“. 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
§ 38 Absatz 1 Satz 2 
 

Derzeit besteht in den Fällen einer grenzüberschreitenden Arbeitnehmerüberlassung eine 
Lohnsteuerabzugsverpflichtung des in Deutschland ansässigen und aufnehmenden Unternehmens 
nur dann, wenn es die Lohnkosten tatsächlich wirtschaftlich trägt. Insbesondere bei verbundenen 
Unternehmen bedeutet „wirtschaftlich tragen“, dass das ausländische Unternehmen vom 
inländischen Unternehmen einen finanziellen Ausgleich für die Arbeitnehmerüberlassung 
beansprucht und erhält. 
 
Vom Gesetzestext werden derzeit nicht ausdrücklich die Fälle erfasst, in denen das ausländische 
verbundene Unternehmen (oft die Muttergesellschaft) auf einen finanziellen Ausgleichanspruch 
gegenüber dem inländischen Unternehmer verzichtet, obwohl unter Fremden üblicherweise ein 
Ausgleich beansprucht worden wäre. Durch einen Verzicht auf eine Ausgleichsforderung könnten 
internationale Konzerne eine Lohnsteuerabzugsverpflichtung für die nach Deutschland entsandten 
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Arbeitnehmer umgehen. Die Gesetzesänderung soll dies verhindern, indem auch dann eine 
Lohnsteuerabzugsverpflichtung zu beachten ist, wenn tatsächlich kein finanzieller Ausgleich an das 
ausländische Unternehmen geleistet wird, aber unter Fremden ein Ausgleich vereinbart worden wäre 
(Fremdvergleichsgrundsatz). 

 

 

Identifikationsnummer bei beschränkt Steuerpflichtigen 
 

§ 39 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„(3) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 hat der Arbeitnehmer den Antrag für die erstmalige Zuteilung einer 

Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) beim Betriebsstättenfinanzamt zu stellen. Die 

Zuteilung einer Identifikationsnummer kann auch der Arbeitgeber beantragen, wenn ihn der Arbeitnehmer 

dazu nach § 80 Absatz 1 der Abgabenordnung bevollmächtigt hat. Ist dem Arbeitnehmer in den Fällen des 

Absatzes 2 Satz 2 bereits eine Identifikationsnummer zugeteilt worden, teilt das Betriebsstättenfinanzamt 

diese auf Anfrage des Arbeitnehmers mit. Eine Anfrage nach Satz 3 kann auch der Arbeitgeber im Namen 

des Arbeitnehmers stellen. Wird einem Arbeitnehmer in den Fällen des Satzes 1 keine 

Identifikationsnummer zugeteilt, gilt § 39e Absatz 8 sinngemäß.“ 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
§ 39 Absatz 3 
 

Die Änderung ermöglicht es, beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer in das Verfahren 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale einzubeziehen. Weil dieser Personenkreis in 
Deutschland regelmäßig nicht meldepflichtig ist, kann die für das Lohnsteuerabzugsverfahren 
erforderliche steuerliche Identifikationsnummer (§ 139b AO) nicht durch einen Anstoß der Gemeinde 
zugeteilt werden. Deshalb muss der Arbeitnehmer selbst die Zuteilung der steuerlichen 
Identifikationsnummer beim Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers beantragen. 
 
Weil es sich in den Fällen einer beschränkt einkommensteuerpflichtigen Beschäftigung häufig um 
zeitlich befristete Dienstverhältnisse handelt, ist eine zeitnahe Zuteilung und Mitteilung der 
Identifikationsnummer an den Arbeitnehmer und an den Arbeitgeber erforderlich. Um 
Verständigungsprobleme bei der Antragstellung und um Verzögerungen bei der Postzustellung der 
Identifikationsnummer in das Ausland und bei der Weitergabe an den inländischen Arbeitgeber zu 
vermeiden, kann der Arbeitnehmer seinen Arbeitgeber nach § 80 Absatz 1 AO bevollmächtigen, 
die erstmalige Zuteilung einer Identifikationsnummer zu beantragen. In diesem Fall wird die 
Finanzverwaltung das Mitteilungsschreiben an den Arbeitgeber senden. 
 
Stellt das Betriebsstättenfinanzamt fest, dass dem beschränkt einkommensteuerpflichtigen 
Arbeitnehmer bereits eine Identifikationsnummer zugeteilt worden ist, teilt das 
Betriebsstättenfinanzamt diese dem Arbeitnehmer bzw. dem inländischen Bevollmächtigten mit. 
 
Kann dem Arbeitnehmer keine Identifikationsnummer zugeteilt werden, hat das 
Betriebsstättenfinanzamt weiterhin auf Antrag des Arbeitnehmers eine Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug auszustellen. Einzelheiten eines solchen Papierverfahrens regelt § 39e Absatz 8 
EStG. 

 
Anmerkungen: 

 

Bisher können Arbeitgeber für beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer keinen Abruf der elektronischen 

Lohnsteuerabzugsmerkmale vornehmen. Mit der gesetzlichen Änderung in § 39 Abs. 3 EStG n.F. ist es 

möglich, beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer in das Verfahren der elektronischen 

Lohnsteuerabzugsmerkmale einzubeziehen. Weil dieser Personenkreis in Deutschland regelmäßig nicht 
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meldepflichtig ist, kann die für den Abruf der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale erforderliche 

steuerliche Identifikationsnummer (§ 139b AO) nicht auf Veranlassung der Meldebehörde zugeteilt werden. 

Deshalb muss der Arbeitnehmer selbst die Zuteilung der steuerlichen Identifikationsnummer beim 

zuständigen Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers beantragen. 

 

Um Verständigungsprobleme bei der Antragstellung und um Verzögerungen bei der Postzustellung der 

Identifikationsnummer in das Ausland und bei der Weitergabe an den inländischen Arbeitgeber zu vermeiden, 

kann der Arbeitnehmer seinen Arbeitgeber nach § 80 Abs. 1 AO bevollmächtigen, die erstmalige Zuteilung 

einer Identifikationsnummer zu beantragen. In diesem Fall wird die Finanzverwaltung das 

Mitteilungsschreiben an den Arbeitgeber und nicht an den Arbeitnehmer versenden. 

 

Stellt das Betriebsstättenfinanzamt fest, dass dem beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmer bereits eine 

Identifikationsnummer zugeteilt worden ist, teilt das Betriebsstättenfinanzamt diese dem Arbeitnehmer bzw. 

dem inländischen Bevollmächtigten (Arbeitgeber) mit. Kann dem Arbeitnehmer keine Identifikationsnummer 

zugeteilt werden, hat das Betriebsstättenfinanzamt weiterhin auf Antrag des Arbeitnehmers eine 

Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug nach den Regelungen des § 39e Abs. 8 EStG auszustellen. 

 

Als Folgeänderung ergibt sich in § 42b Abs. 1 Satz 1 EStG n. F., dass beschränkt steuerpflichtige 

Arbeitnehmer in das Verfahren des betrieblichen Lohnsteuerjahresausgleichs mit einbezogen werden. 

Derzeitige Voraussetzung zur Teilnahme am Lohnsteuerjahresausgleich ist, dass der Arbeitnehmer 

unbeschränkt steuerpflichtig ist. Für den Arbeitgeber ist auch aus Gründen des Datenschutzes kein 

Lohnsteuerabzugsmerkmal mit der Information „Ausschluss vom Lohnsteuerjahresausgleich“ bzw. 

„beschränkte Steuerpflicht“ vorgesehen. Folglich hätte der Arbeitgeber keine amtliche Grundlage, um einen 

Arbeitnehmer von der Durchführung des Lohnsteuerjahresausgleichs ausschließen zu können. Durch die 

Änderung werden somit auch die beschränkt Steuerpflichtigen in die Durchführung des 

Lohnsteuerjahresausgleichs mit einbezogen. Die Voraussetzungen für die Durchführung bleiben von den 

Änderungen unberührt. 

 

 

Lohnsteuerpauschalierung 

 

§ 40 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 6 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

 

Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

 

„7. den Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn unentgeltlich oder verbilligt ein 

betriebliches Fahrrad, das kein Kraftfahrzeug im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 ist, übereignet.“ 

 
 

Lohnsteueranmeldung 
 

 

§ 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer1 wird wie folgt gefasst: 

 

„1. dem Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Betriebsstätte (§ 41 Absatz 2) befindet 

(Betriebsstättenfinanzamt), eine Steuererklärung einzureichen, in der er die Summen der im 

Lohnsteueranmeldungszeitraum einzubehaltenden und zu übernehmenden Lohnsteuer, getrennt nach den 

Kalenderjahren in denen der Arbeitslohn bezogen wird oder als bezogen gilt, angibt (Lohnsteuer-

Anmeldung),“. 

 

Anwendungsvorschrift: 
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§ 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer1 in der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) [einsetzen: 

Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals für Lohnzahlungszeit-

räume anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2020 enden.“ 

 

Begründung Bundesrat: 

 

Bislang hat der Arbeitgeber die Summe der im Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum einzubehaltenden und zu 

übernehmenden Steuerabzugsbeträge (Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) nach dem 

Zeitpunkt ihrer Entstehung einem Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum zuzuordnen (sog. IST-Prinzip). Danach 

werden die Steuerabzugsbeträge dem Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum zugeordnet, in dem der Arbeitslohn 

dem Arbeitnehmer zufließt (§ 38 Absatz 2 EStG).  

 

Abweichend hiervon hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die einbehaltenen Steuerabzugsbeträge bei 

Beendigung eines Dienstverhältnisses oder am Ende eines Kalenderjahres auf der elektronischen 

Lohnsteuerbescheinigung für das Kalenderjahr zu bescheinigen, in dem der Arbeitslohn als bezogen gilt (sog. 

FÜR-Prinzip, § 38a Absatz 1 Sätze 2 und 3 EStG).  

 

Diese unterschiedliche Handhabung führt dazu, dass bei einem maschinellen Abgleich der "angemeldeten 

Steuerabzugsbeträge" mit den "bescheinigten Steuerabzugsbeträgen" regelmäßig Differenzbeträge auftreten. 

Da diese sog. Differenzfälle als risikobehaftete Fälle eingestuft werden, ist bei ihnen die ordnungsgemäße 

Durchführung des Lohnsteuerabzugs durch die Arbeitgeber von den Finanzämtern zu überprüfen. Aufgrund 

der beschriebenen unterschiedlichen Handhabung werden auch Fälle als Differenzfälle ausgeworfen, die nicht 

risikobehaftet sind. Im Kern geht es deshalb darum, den maschinellen Abgleich zielgenauer auszugestalten. 

Dadurch sollen sich sowohl bei den Finanzämtern als auch den Arbeitgebern/Steuerberatern teils zeit- und 

arbeitsaufwendigen Rückfragen erübrigen. 

 

Zu diesem Zweck soll das Lohnsteuer-Anmeldungsverfahren auf das "FürPrinzip" umgestellt werden. In § 

41a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG wird hierzu geregelt, dass die anzumeldenden Steuerabzugsbeträge 

entsprechend dem Bezug des Arbeitslohns getrennt nach Kalenderjahren anzumelden sind.  

 

Ein zusätzlicher Bürokratieaufwand für die Arbeitgeber/Steuerberater entsteht hierdurch nicht. Denn die zur 

Umsetzung des "FÜR-Prinzips" im Lohnsteuer-Anmeldungsverfahren erforderlichen Informationen liegen 

bereits im Datenbestand der Arbeitgeber/Steuerberater vor. 

 

 

Lohnsteuerbescheinigung 

 
§ 41b wird wie folgt geändert: 

 
Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 4 werden nach dem Wort „auszustellen“ die Wörter „und an das Betriebsstättenfinanzamt bis 

zum letzten Tag des Monats Februar des auf den Abschluss des Lohnkontos folgenden Kalenderjahres zu 

übersenden“ eingefügt. 

 

bb) In Satz 5 wird das Wort „diese“ durch die Wörter „eine Zweitausfertigung dieser“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „hat er“ die Wörter „bis zum Veranlagungszeitraum 2022“ 

eingefügt. c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „auszustellen“ die Wörter „und an das Betriebsstättenfinanzamt bis 

zum letzten Tag des Monats Februar des auf den Abschluss des Lohnkontos folgenden Kalenderjahres zu 

übersenden“ eingefügt. 
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bb) In Satz 2 werden die Wörter „die Lohnsteuerbescheinigung“ durch die Wörter „eine Zweitausfertigung 

der Lohnsteuerbescheinigung“ ersetzt. 

 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
Zu Buchstabe a 
 
Zu Doppelbuchstabe aa 
 
§ 41b Absatz 1 Satz 4 
 

Die Ergänzung regelt, dass der nicht zur elektronischen Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung 
verpflichtete Arbeitgeber eine auf Papier ausgestellte Lohnsteuerbescheinigung an das 
Betriebsstättenfinanzamt zu übersenden hat. Als spätester Zeitpunkt wird der allgemein gültige letzte 
Tag des Monats Februar des auf den Abschluss des Lohnkontos folgenden Kalenderjahres 
festgelegt. Die praktische Erfahrung hat gezeigt, dass durch die Bescheinigung des Arbeitgebers im 
Veranlagungsverfahren zur Einkommensteuer Rückfragen beim Arbeitnehmer vermieden werden 
können. 
 
Zu Doppelbuchstabe bb 
 
§ 41b Absatz 1 Satz 5 
 

Die redaktionelle Ergänzung stellt klar, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine 
Zweitausfertigung der an die Finanzverwaltung übersandten Lohnsteuerbescheinigung 
auszuhändigen hat. 
 
Zu Buchstabe b 
 
§ 41b Absatz 2 Satz 1 
 

Durch die Einbeziehung der beschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmer in das 
Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale ist eine Verwendung des besonderen 
steuerlichen Ordnungsmerkmals nicht mehr erforderlich, weshalb die dafür maßgebenden 
Regelungen mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2023 aufzuheben sind (Folgeänderung). 
Damit werden insbesondere Forderungen des Organisationsbereichs in der Finanzverwaltung 
umgesetzt. 
 
Zu Buchstabe c 
 
Zu Doppelbuchstabe aa 
 
§ 41b Absatz 3 Satz 1 
 

Die Ergänzung regelt, dass der nicht zur elektronischen Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung 
verpflichtete Arbeitgeber eine auf Papier ausgestellte Lohnsteuerbescheinigung an das 
Betriebsstättenfinanzamt zu übersenden hat. Als spätester Zeitpunkt wird der allgemein gültige letzte 
Tag des Monats Februar des auf den Abschluss des Lohnkontos folgenden Kalenderjahres 
festgelegt. Die praktische Erfahrung hat gezeigt, dass durch die Bescheinigung des Arbeitgebers im 
Veranlagungsverfahren zur Einkommensteuer Rückfragen beim Arbeitnehmer vermieden werden 
können. 
 
Zu Doppelbuchstabe bb 
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§ 41b Absatz 3 Satz 2 
 

Die redaktionelle Ergänzung stellt klar, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine 
Zweitausfertigung der an die Finanzverwaltung übersandten Lohnsteuerbescheinigung auszustellen 
hat. 

 

 

Lohnsteuer-Jahresausgleich für beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer 

 
In § 42b Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen“ gestrichen. 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 
§ 42b Absatz 1 Satz 1 
 

Mit der Änderung werden beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer in den betrieblichen 
Lohnsteuer-Jahresausgleich einbezogen. 
 
Die Durchführung des betrieblichen Lohnsteuer-Jahresausgleichs setzt derzeit voraus, dass der 
Arbeitnehmer unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist. Folglich darf der Arbeitgeber für 
beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer keinen Lohnsteuer- Jahresausgleich 
durchführen. Es obliegt dem Arbeitgeber, hierfür die Arbeitnehmer entsprechend zuzuordnen. Derzeit 
ist die Entscheidung für den Ausschluss eines beschränkt einkommensteuerpflichtigen 
Arbeitnehmers vom Lohnsteuer-Jahresausgleichsverfahren ohne weiteres möglich. Maßgebend 
hierfür ist die vom Finanzamt für den Lohnsteuerabzug ausgestellte Bescheinigung für beschränkt 
einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer. 
 
Werden die beschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmer in das Verfahren der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale einbezogen, entfällt diese Unterscheidungsmöglichkeit. 
Für den Arbeitgeber ist auch aus Gründen des Datenschutzes kein Lohn- steuerabzugsmerkmal mit 
der Information „Ausschluss vom Lohnsteuer-Jahresausgleich“ bzw. „beschränkte Steuerpflicht“ 
vorgesehen. Folglich hätte der Arbeitgeber keine amtliche Grundlage, um einen Arbeitnehmer von 
der Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs ausschließen zu können. 
 
Daneben sprechen auch rechtliche Erwägungen für die Einbeziehung beschränkt 
einkommensteuerpflichtiger Arbeitnehmer in den betrieblichen Lohnsteuer-Jahresausgleich. Nach § 
38a Absatz 1 bis 3 EStG ist die Lohnsteuer als Jahreslohnsteuer vom Jahresarbeitslohn zu 
ermitteln. Davon ist während des Kalenderjahres aber nur der auf den Lohn- zahlungszeitraum 
entfallende Teilbetrag zu erheben. Diese Ermittlungsvorschrift ist nach § 50 Absatz 2 EStG auch 
für beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer anzuwenden. Insofern ist die Einbeziehung 
dieses Personenkreises in den Lohnsteuer-Jahresausgleich folgerichtig. 
 
Grundvoraussetzung für den Lohnsteuer-Jahresausgleich ist, dass der Arbeitnehmer das gesamte 
Kalenderjahr beim Arbeitgeber beschäftigt ist. Eine ganzjährige Beschäftigung im Inland dürfte 
regelmäßig dazu führen, dass der (ausländische) Arbeitnehmer im Inland zumindest seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat und daher gemäß § 1 Absatz 1 EStG unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig ist. Folglich ist der Personenkreis, der trotz ganzjähriger Beschäftigung 
im Inland der beschränkten Steuerpflicht unterliegt, eingeschränkt (z. B. Grenzgänger). Beschränkt 
steuerpflichtige Staatsangehörige eines EU- sowie eines EWR-Staates mit Wohnsitz oder 
gewöhnlichem Aufenthalt in einem EU- oder EWR-Staat haben nach § 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 
4 Buchstabe b in Verbindung mit Satz 7 EStG bereits die Möglichkeit, für ihre Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit eine Veranlagung zur Einkommensteuer zu beantragen. 
 
Insoweit führt die Einbeziehung dieses Personenkreises in das Lohnsteuer- 
Jahresausgleichsverfahren zum Abbau von Bürokratiekosten. Für die Arbeitnehmer entfällt die 
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Verpflichtung zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung, wenn er die auf das Kalenderjahr 
bezogen zu viel einbehaltene Lohnsteuer erstattet bekommen möchte. Hierdurch erspart sich die 
Finanzverwaltung in vielen Fällen die Kosten für die Durchführung einer 
Einkommensteuerveranlagung. 

 

 

Geltungsbereich der Neuregelungen 

 
§ 52 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 4 Satz 7 wird die Angabe „2021“ durch die Angabe „2030“ und jeweils die Angabe 

„2022“ durch die Angabe „2031“ ersetzt. 

 

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

 

„§ 4 Absatz 10 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: 

Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals anzuwenden auf nach 

dem 31. Dezember 2019 durchgeführte Übernachtungen im Sinne der Vorschrift.“ 

 

c) In Absatz 12 Satz 2 wird die Angabe „2021“ durch die Angabe „2030“ ersetzt.  

 

d) Nach Absatz 15a wird folgender Absatz 15b eingefügt: 

 

„(15b) § 7c in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) 

[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist für nach dem 31. 

Dezember 2019 und vor dem 1. Januar 2031 angeschaffte neue Elektrolieferfahrzeuge anzuwenden.“ 

 

e) Nach Absatz 18 wird folgender Absatz 18a eingefügt: 

 

 

k) In Absatz 4 Satz 14 und Absatz 37c wird jeweils die Angabe „2021“ durch die Angabe „2031“ 

ersetzt. 

 
Begründung der Bundesregierung: 

 

Zu Nummer 24 
 
Zu Buchstabe a 
 
§ 52 Absatz 4 Satz 7 
 

Die Steuerbefreiung des geldwerten Vorteils aus der Überlassung eines betrieblichen Fahrrads durch 
den Arbeitgeber nach § 3 Nummer 37 EStG, die bisher bis zum Jahr 2021 befristet ist, wird bis zum 
Ablauf des Jahres 2030 verlängert. 
 
Zu Buchstabe b 
 
§ 52 Absatz 6 Satz 12 – neu – 
 

Die Neuregelung des § 4 Absatz 10 EStG soll erstmalig auf Übernachtungssachverhalte im Sinne 
der Regelung angewandt werden, die nach dem 31. Dezember 2019 verwirklicht werden. 
 
Zu Buchstabe c 
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§ 52 Absatz 12 Satz 2 
 

Die Nichtberücksichtigung einer Entnahme für die private Nutzung eines betrieblichen Fahrrades wird 
bis zum 31. Dezember 2030 verlängert (Folgeänderung aus der Verlängerung der Steuerbefreiung 
nach § 3 Nummer 37 EStG). 
 
Zu Buchstabe d 
 
§ 52 Absatz 15b – neu – 
 

Die Inanspruchnahme der Sonderabschreibung für Elektrolieferfahrzeuge nach dem neuen § 7c 
EStG wird durch § 52 Absatz 15b EStG zeitlich begrenzt auf Anschaffungsvorgängen nach dem 
31. Dezember 2019 und vor dem 1. Januar 2031. 
 
Zu Buchstabe k 
 
§ 52 Absatz 4 Satz 14 und Absatz 37c 
 

Die Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elektrische Aufladen eines 
Elektrofahrzeugs oder Hybridelektrofahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers oder eines verbundenen 
Unternehmens und für die zeitweise zur privaten Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrichtung 
nach § 3 Nummer 46 EStG und die Pauschalversteuerung für geldwerte Vorteile aus der 
unentgeltlichen oder verbilligten Übereignung einer Ladevorrichtung sowie für Zuschüsse zu den 
Aufwendungen des Arbeitnehmers für den Erwerb und für die Nutzung einer Ladevorrichtung nach 
§ 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 EStG werden bis zum Ablauf des Jahres 2030 verlängert. Sie sind 
damit künftig letztmals anzuwenden auf Vorteile, die in einem vor dem 1. Januar 2031 endenden 
Lohnzahlungszeitraum oder als sonstige Bezüge vor dem 1. Januar 2031 zugewendet werden 
(bislang 1. Januar 2021). 

 

 
Anmerkungen zum Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität (JStG 2019) 

 

 

1. Verlängerung der Steuerbefreiung für die private Nutzung eines betrieblichen Fahrrads oder 

Elektrofahrrads (§ 3 Nr. 37 EStG) 

 

Mit dem UStAVermG ist im Jahr 2018 eine Steuerbefreiung für die private Nutzung eines betrieblichen 

Fahrrads eingeführt worden (§ 3 Nr. 37 EStG). Danach sind zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 

vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für die Überlassung eines betrieblichen Fahrrads steuerfrei. Die 

Steuerbefreiung gilt auch für Elektrofahrräder, soweit diese nicht verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug i. S. des 

§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG einzuordnen sind. 

 

Gegenwärtig ist diese Regelung auf drei Jahre befristet. Nach § 52 Abs. 4 Satz 7 EStG ist sie letztmals für 

den Veranlagungszeitraum 2021 anzuwenden, sowie beim Steuerabzug vom Arbeitslohn auf Vorteile, die in 

einem vor dem 1.1.2022 endenden Lohnzahlungszeitraum oder als sonstige Bezüge vor dem 1.1.2022 

zugewendet werden. Durch eine Änderung der Anwendungsvorschrift soll die Laufzeit der Steuerbefreiung 

des geldwerten Vorteils aus der Überlassung eines betrieblichen Fahrrads durch den Arbeitgeber bis zum 

31.12.2030 verlängert werden (§ 52 Abs. 4 Satz 7 EStG-E). 

 

2. Verlängerung der Steuerbefreiung für Ladestrom (§ 3 Nr. 46 EStG) 

 

Nach § 3 Nr. 46 EStG sind vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elektrische Aufladen eines 

Elektrofahrzeugs oder Hybridelektrofahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers oder eines verbundenen 

Unternehmens und für die zeitweise zur privaten Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrichtung 

steuerbefreit. Nach § 52 Abs. 4 Satz 14 EStG ist diese Regelung befristet und läuft zum 31.12.2020 aus. Durch 
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eine Änderung der Anwendungsvorschrift soll die Laufzeit der Steuerbefreiung bis zum 31.12.2030 

verlängert werden (§ 52 Abs. 4 Satz 14 EStG-E). 

 

Steuerfrei ist der geldwerte Vorteil, der sich aus dem elektrischen Aufladen eines Elektro- oder 

Hybridelektrofahrzeugs i. S. von § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG – also batterieelektrische Autos (BEV) oder 

Plug-in-Hybride (PHEV) – ergibt. Zu den begünstigten Fahrzeugen zählen auch Elektrofahrräder, wenn diese 

verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug einzuordnen sind. Weitere Voraussetzung ist, dass der geldwerte Vorteil 

zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht wird. 

 

Nach § 3 Nr. 46 EStG steuerbefreit sind ferner vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für die zur privaten 

Nutzung zeitweise überlassene betriebliche Ladevorrichtung für Elektrofahrzeuge oder 

Hybridelektrofahrzeuge, nicht jedoch deren Übereignung. Ladevorrichtung ist die gesamte Ladeinfrastruktur 

einschließlich Zubehör sowie die in diesem Zusammenhang erbrachten Dienstleistungen. Dazu gehören unter 

anderem der Aufbau, die Installation und die Inbetriebnahme der Ladevorrichtung sowie deren Wartung. 

 

3. Verlängerung der Pauschalierung der Lohnsteuer nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 EStG 

 

Nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 EStG kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 25 

% erheben, soweit er dem Arbeitnehmer zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn unentgeltlich oder 

verbilligt eine Ladevorrichtung für Elektrofahrzeuge oder Hybridelektrofahrzeuge i. S. des § 6 Abs. 1 Nr. 4 

Satz 2 Halbsatz 2 EStG übereignet. Gleiches gilt, wenn der Arbeitnehmer die Aufwendungen für den Erwerb 

und die Nutzung (z. B. für die Wartung und den Betrieb) einer privaten Ladevorrichtung selbst trägt und der 

Arbeitgeber diese Aufwendungen bezuschusst oder vollständig übernimmt (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 Satz 2 

EStG). 

 

Auch diese bislang zum 31.12.2020 befristete Regelung zur Lohnsteuerpauschalierung soll nach dem 

Gesetzentwurf um zehn Jahre bis zum 31.12.2030 verlängert werden (§ 52 Abs. 37c EStG-E.) 

 

4. Pauschalierung der Lohnsteuer nach § 40 Abs. 2 Satz 2 und 3 EStG-E 

 

Mit dem UStAVermG ist im Jahr 2018 eine Steuerbefreiung für sog. Jobtickets (§ 3 Nr. 15 EStG) eingeführt 

worden. Begünstigt sind danach sowohl Sachbezüge in Form der unentgeltlichen oder verbilligten 

Zurverfügungstellung von Fahrausweisen als auch Zuschüsse des Arbeitgebers zum Erwerb von 

Fahrausweisen. Diese Pauschalierungsmöglichkeit ist zeitlich nicht befristet. 

 

Die steuerfreien Leistungen sind nach § 3 Nr. 15 Satz 3 EStG auf die Entfernungspauschale (§ 9 Abs. 1 Satz 

3 Nr. 4 Satz 2 EStG) anzurechnen. Damit kann durch vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Jobtickets für 

solche Arbeitnehmer ein steuerlicher Nachteil entstehen, die öffentliche Verkehrsmittel ggf. aufgrund ihres 

Wohnorts oder der Tätigkeitsstätte im ländlichen Bereich gar nicht oder nur sehr eingeschränkt nutzen 

können. 

 

a) Neuer Pauschalbesteuerungstatbestand (§ 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EStG-E) 

 

Um auch bei hiervon betroffenen Arbeitnehmern die Akzeptanz eines Jobtickets zu erhöhen, soll § 40 Abs. 2 

EStG nunmehr um einen weiteren Pauschalbesteuerungstatbestand ergänzt werden, der eine zusätzliche 

Wahlmöglichkeit des Arbeitgebers zu der Steuerfreistellung nach § 3 Nr. 15 EStG schafft. Danach kann der 

Arbeitgeber anstelle der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 15 EStG die Lohnsteuer einheitlich für alle dort genannten 

Bezüge eines Kalenderjahres mit einem Pauschsteuersatz von 25 % erheben. Für diese pauschal besteuerten 

Bezüge unterbleibt eine Minderung der nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 2 und Abs. 2 EStG abziehbaren 

Werbungskosten (§ 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EStG-E). 

 

Mit dieser neuen Pauschalbesteuerungsmöglichkeit – 25 % ohne Anrechnung auf die Entfernungspauschale 

– wird den Arbeitgebern eine einfache steuerliche Lösung an die Hand gegeben, um z. B. „Jobtickets“ ganzen 

Arbeitnehmergruppen oder allen Arbeitnehmern zur Verfügung zu stellen, da bei dieser steuerlichen Lösung 

keinem Arbeitnehmer durch die unentgeltliche Gewährung eines „Jobtickets“, das er nicht oder nur sehr 
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eingeschränkt nutzen kann, ein steuerlicher Nachteil entsteht. 

 

Infolge des Verzichts auf die Minderung des Werbungskostenabzugs in Form der Entfernungspauschale beim 

Arbeitnehmer müssen die pauschal besteuerten Bezüge auch nicht in der elektronischen 

Lohnsteuerbescheinigung übermittelt werden. Eine individuelle Zuordnung zum einzelnen Arbeitnehmer ist 

daher ebenfalls nicht erforderlich. Damit kann der Arbeitgeber durch die neue pauschale 

Besteuerungsmöglichkeit nach § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EStG-E auch seinen administrativen Aufwand 

verringern. 

 

Die neue Pauschalbesteuerungsmöglichkeit mit 25 % soll zudem auch für die in § 3 Nr. 15 EStG genannten 

Bezüge gelten, die nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn (sondern mittels 

Gehaltsumwandlung) erbracht werden und deshalb die Voraussetzungen für die Steuerfreistellung nicht 

erfüllen. Auch in diesen Fällen kann die Pauschalbesteuerung ohne Anrechnung auf die Entfernungspauschale 

ein Anreiz sein, um die Arbeitnehmer zum Umstieg vom Individualverkehr auf öffentliche Verkehrsmittel zu 

bewegen. Die Anwendung des § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EStG-E kann in Fällen der Entgeltumwandlung zur 

Minderung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts und zu Einnahmeausfällen in der Sozialversicherung 

führen, da die Pauschalbesteuerungstatbestände des § 40 Abs. 2 EStG nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV 

nicht der Beitragspflicht in der Sozialversicherung unterliegen. 

 

Bemessungsgrundlage der pauschalen Lohnsteuer sind in den Fällen des § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EStG-E die 

Aufwendungen des Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer (§ 40 Abs. 2 Satz 4 EStG-E). 

 

b) Redaktionelle Anpassung der bisherigen Regelung (§ 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EStG-E) 

 

Die bisher in § 40 Abs. 2 Satz 2 und 3 EStG geregelte Möglichkeit, die Lohnsteuer in bestimmten Fällen mit 

einem Pauschsteuersatz von 15 % zu erheben, bleibt inhaltlich unverändert erhalten und ist künftig in § 40 

Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EStG-E geregelt. Diese Pauschalierungsregelung gilt nur für Bezüge (Sachbezüge und 

Zuschüsse), die nicht nach § 3 Nr. 15 EStG steuerfrei sind. Dazu gehören z. B. 

 

- die Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs für Fahrten zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte oder 

 

- zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistete Zuschüsse des Arbeitgebers zu den 

Aufwendungen des Arbeitnehmers für mit dem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegte Fahrten zwischen 

Wohnung und erster Tätigkeitsstätte oder 

 

- die in § 3 Nr. 15 EStG genannten Sachbezüge in Form einer unentgeltlichen oder verbilligten 

Beförderung eines Arbeitnehmers zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie Fahrten nach § 9 Abs. 

1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG, die auf einer Gehaltsumwandlung beruhen. 

 

Für mittels Entgeltumwandlung finanzierte Bezüge im Zusammenhang mit der Nutzung öffentlicher 

Verkehrsmittel für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte oder Fahrtstrecken nach § 9 Abs. 1 

Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG kann der Arbeitgeber zukünftig wählen zwischen der bisherigen 

Pauschalbesteuerung nach § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EStG-E, d. h. einem Pauschalsteuersatz von 15 % mit 

Anrechnung auf die Entfernungspauschale oder der neuen Pauschalbesteuerung nach § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 

2 EStG-E, d. h. einem Pauschalsteuersatz von 25 % ohne Minderung der Entfernungspauschale. Hierdurch 

werden Schlechterstellungen gegenüber der bisher geltenden Rechtslage vermieden. 

 

Wählt der Arbeitgeber die neue Pauschalbesteuerungsmöglichkeit mit 25 % ohne Anrechnung auf die 

Entfernungspauschale, ist die Pauschalbesteuerung einheitlich für alle in § 3 Nr. 15 EStG genannten Bezüge 

anzuwenden, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer innerhalb eines Kalenderjahres gewährt. 

 

Hinweis: 

 

Nach § 52 Abs. 1 EStG in der am 1.1.2019 geltenden Fassung ist § 40 Abs. 2 Satz 2 bis 4 EStG-E erstmals 
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für den Veranlagungszeitraum 2019 anzuwenden. 

 

5. Elektronische Lohnsteuerbescheinigung (§ 41b Abs. 1 Satz 2 EStG) 

 

Als Folgeänderung zur der mit dem UStAVermG eingeführten Steuerbefreiung für sog. Jobtickets (§ 3 Nr. 

15 EStG) soll § 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 EStG redaktionell angepasst werden. Damit wird sichergestellt, dass 

sämtliche steuerfreien Leistungen, die zu einer Minderung der Entfernungspauschale führen, auch in der 

Lohnsteuerbescheinigung auszuweisen sind. 

 

Entsprechend soll auch § 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 EStG an die vorgesehene Änderung des § 40 Abs. 2 Satz 2 

EStG redaktionell angepasst werden. Dadurch ist sichergestellt, dass nur noch diejenigen pauschalbesteuerten 

Leistungen des Arbeitgebers in der Lohnsteuerbescheinigung auszuweisen sind, die auch zu einer Minderung 

der Entfernungspauschale führen (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG-E). Die Arbeitgeberleistungen, die hingegen 

nach § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EStG-E mit 25 % ohne Anrechnung auf die Entfernungspauschale pauschal 

besteuert werden, müssen zukünftig nicht mehr in der Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesen werden. 

 

 

Weitere begünstigende oder entlastende Maßnahmen 

 

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf weitere begünstigende Maßnahmen durch steuerliche Entlastungen 

für Arbeitnehmer und Verfahrenserleichterungen für Arbeitgeber und unterstützende Maßnahmen zur 

Entspannung am Wohnungsmarkt: 

 

1. Einführung eines neuen Pauschbetrags für Berufskraftfahrer (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5b EStG-E) 

 

a) Angestellte Berufskraftfahrer 

 

§ 9 Abs. 1 Satz 3 EStG soll um eine neue Nr. 5b ergänzt werden, mit der ein Pauschbetrag für 

Berufskraftfahrer in Höhe von 8 € pro Kalendertag eingeführt wird. Berufskraftfahrer i. S. des § 9 Abs. 1 Satz 

3 Nr. 5b EStG-E sind Arbeitnehmer, die ihre berufliche Tätigkeit vorwiegend auf Kraftfahrzeugen ausüben. 

Die neue gesetzliche Pauschale kann für die üblicherweise während einer mehrtägigen beruflichen Tätigkeit 

im Zusammenhang mit einer Übernachtung im Kraftfahrzeug des Arbeitgebers entstehenden 

Mehraufwendungen angesetzt werden. 

 

Üblicherweise handelt es sich bei den entstehenden Mehraufwendungen um Aufwendungen, die bei 

Übernachtungen anlässlich einer beruflichen Auswärtstätigkeit anderer Arbeitnehmer typischerweise in den 

als Werbungskosten abziehbaren Übernachtungskosten mitenthalten sind. Als Aufwendungen im Sinne der 

neuen Nr. 5b kommen daher z. B. in Betracht: 

 

- Gebühren für die Benutzung der sanitären Einrichtungen (Toiletten sowie Dusch- oder 

Waschgelegenheiten) auf Raststätten und Autohöfen, 

 

- Park- oder Abstellgebühren auf Raststätten und Autohöfen, 

 

- Aufwendungen für die Reinigung der eigenen Schlafkabine. 

 

Der Pauschbetrag in Höhe von 8 € pro Kalendertag kann zusätzlich für die Tage beansprucht werden, an 

denen der Arbeitnehmer eine Verpflegungspauschale i. S. des § 9 Abs. 4a Satz 3 Nr. 1 und 2 EStG sowie § 9 

Abs. 4a Satz 5 EStG zur Nr. 1 und 2 des § 9 Abs. 4a Satz 3 EStG beanspruchen könnte. Das sind 

 

- der An- oder Abreisetag sowie 

 

- jeder Kalendertag mit einer Abwesenheit von 24 Stunden 

 

im Rahmen einer Auswärtstätigkeit im In- oder Ausland. Die Anknüpfung an die gesetzlichen Regelungen zu 
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den Verpflegungspauschalen soll die Geltendmachung vereinfachen. 

 

Der Ansatz dieser Pauschale erfolgt anstelle der tatsächlich entstehenden Mehraufwendungen. Es können 

jedoch weiterhin auch höhere Aufwendungen als die 8 € nachgewiesen und geltend gemacht werden (z. B. 

auf der Grundlage des BMF-Schreibens v. 4.12.2012, BStBl 2012 I S. 1249 – vereinfachter Nachweis). Die 

Entscheidung, die tatsächlich entstandenen Mehraufwendungen oder den gesetzlichen Pauschbetrag geltend 

zu machen, kann nur einheitlich im Kalenderjahr erfolgen. Wird anstelle der tatsächlichen 

Mehraufwendungen der neue gesetzliche Pauschbetrag geltend gemacht, ist die Höhe der tatsächlichen 

Aufwendungen unbeachtlich; es müssen nur dem Grunde nach tatsächliche Aufwendungen entstanden sein. 

 

Der Arbeitgeber kann nach Maßgabe des § 3 Nr. 13 EStG oder des § 3 Nr. 16 EStG Erstattungen einheitlich 

im Kalenderjahr entweder bis zur Höhe der nachgewiesenen tatsächlichen Mehraufwendungen oder bis zur 

Höhe des neuen Pauschbetrags steuerfrei leisten. 

Hinweis: 

 

Nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG soll § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5b EStG-E erstmals 

für den Veranlagungszeitraum 2020 anwendbar sein. 

 

b) Selbständige Berufskraftfahrer 

 

Als Folgeänderung ist auch die Ergänzung des § 4 EStG um einen neuen Abs. 10 vorgesehen, mit dem die in 

§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5b EStG-E neu eingeführte Pauschale für die Übernachtung von Berufskraftfahrern in 

die Gewinnermittlung übernommen wird. Damit kann die typisierende Pauschalierung der im Zusammenhang 

mit einer Übernachtung im Kraftfahrzeug entstehenden Mehraufwendungen auch von selbständigen 

Berufskraftfahrern geltend gemacht werden. Die Neuregelung des § 4 Abs. 10 EStG-E soll erstmalig auf 

Übernachtungssachverhalte im Sinne der Regelung angewandt werden, die nach dem 31.12.2019 verwirklicht 

werden (§ 52 Abs. 6 Satz 12 EStG-E). 

 

2. Anhebung der Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen (§ 9 Abs. 4a Satz 3 EStG-E) 

 

Nach dem Gesetzentwurf soll ferner eine Anhebung der Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen 

nach § 9 Abs. 4a Satz 3 EStG erfolgen. Danach sollen 

 

- die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen nach § 9 Abs. 4a Satz 

3 Nr. 1 EStG für jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer 24 Stunden von seiner Wohnung und ersten 

Tätigkeitsstätte abwesend ist, von 24 € auf 28 €, 

 

- die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen nach § 9 Abs. 4a Satz 

3 Nr. 2 EStG für den An- oder Abreisetag, wenn der Arbeitnehmer an diesem, einem anschließenden oder 

vorhergehendem Tag außerhalb seiner Wohnung übernachtet, von jeweils 12 € auf 14 € und 

 

- die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen nach § 9 Abs. 4a Satz 

3 Nr. 3 EStG für jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer ohne S. 2420Übernachtung außerhalb seiner 

Wohnung mehr als acht Stunden von seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist, von 12 € auf 

14 € 

 

angehoben werden. 

 

Hinweis: 

 

Die neuen Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen sollen erstmals für den Veranlagungszeitraum 

2020 anwendbar sein (§ 52 Abs. 1 EStG). 

 

3. Bewertungsabschlag bei Mitarbeiterwohnungen (§ 8 Abs. 2 Satz 12 EStG-E) 
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Die Aufwendungen eines Steuerpflichtigen für seinen Wohnraum gehören grundsätzlich zu den steuerlich 

nicht abzugsfähigen Kosten der privaten Lebensführung (§ 12 EStG). Vorteile, die der Arbeitgeber dem 

Arbeitnehmer aufgrund des Dienstverhältnisses in Form einer unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung 

von Wohnraum gewährt, stellen daher einen steuerpflichtigen Sachbezug dar (§ 19 Abs. 1 i. V. mit § 8 Abs. 

1 EStG). 

 

Vermietet der Arbeitgeber Wohnungen nicht überwiegend an fremde Dritte, sind die Mietvorteile nach § 8 

Abs. 2 Satz 1 EStG mit den um übliche Preisnachlässe geminderten üblichen Endpreisen am Abgabeort 

(ortsüblicher Mietwert) zu bewerten. Als ortsüblicher Mietwert ist die Kaltmiete zuzüglich der nach der 

Betriebskostenverordnung umlagefähigen Kosten anzusetzen, die für eine nach Baujahr, Art, Größe, 

Ausstattung, Beschaffenheit und Lage vergleichbare Wohnung üblich ist (Vergleichsmiete). Ortsüblicher 

Mietwert ist auch der niedrigste Mietwert der Mietpreisspanne des Mietspiegels für vergleichbare 

Wohnungen zuzüglich der nach der Betriebskostenverordnung umlagefähigen Kosten, die konkret auf die 

überlassene Wohnung entfallen. Bei dynamisch steigenden Mieten kann die im Mietspiegel abgebildete 

ortsübliche Vergleichsmiete aufgrund des relativ kurzen Betrachtungszeitraums von vier Jahren deutlich von 

niedrigeren Bestandsmieten langjähriger Mieter abweichen. Das Anknüpfen an den Mietspiegel kann daher 

bei der Bewertung von Mietvorteilen verstärkt zu zusätzlichen Steuerbelastungen für den Arbeitnehmer 

führen. 

 

Mit § 8 Abs. 2 Satz 12 EStG-E soll ein neuer gesetzlicher Bewertungsabschlag bei Mitarbeiterwohnungen 

eingeführt werden, mit dem bei der Bewertung von Mietvorteilen mögliche Steuerbelastungen bei niedrigen 

Bestandsmieten gemildert werden können. Danach soll der Ansatz eines Sachbezugs für eine dem 

Arbeitnehmer vom Arbeitgeber zu eigenen Wohnzwecken überlassene Wohnung unterbleiben, soweit das 

vom Arbeitnehmer gezahlte Entgelt mindestens zwei Drittel des ortsüblichen Mietwerts und dieser nicht mehr 

als 25 € je Quadratmeter ohne umlagefähige Kosten im Sinne der Verordnung über die Aufstellung von 

Betriebskosten beträgt. 

 

Der Bewertungsabschlag beträgt ein Drittel des ortsüblichen Mietwerts (s. oben) und wirkt wie ein Freibetrag. 

Die nach Anwendung des Bewertungsabschlags ermittelte Vergleichsmiete ist Bemessungsgrundlage für die 

Bewertung der Mietvorteile. Das vom Arbeitnehmer tatsächlich gezahlte Entgelt (tatsächlich erhobene Miete 

und tatsächlich abgerechnete Nebenkosten) für die Wohnung ist auf die Vergleichsmiete anzurechnen (BFH, 

Urteil v. 11.5.2011 - VI R 65/09, BStBl 2011 II S. 946). 

 

Beträgt die ortsübliche Kaltmiete mehr als 25 €/qm, ist der Bewertungsabschlag nicht anzuwenden. Die feste 

Mietobergrenze von 25 €/qm bezieht sich auf den ortsüblichen Mietwert ohne die nach der 

Betriebskostenverordnung umlagefähigen Kosten und dient der Gewährleistung sozialer Ausgewogenheit 

und Vermeidung der steuerbegünstigten Vermietung von Luxuswohnungen. 

 

Begünstigt ist nach der Neuregelung nur die Überlassung einer Wohnung zu eigenen Wohnzwecken des 

Arbeitnehmers. Als Wohnung wird eine geschlossene Einheit von Räumen angesehen, in denen ein 

selbständiger Haushalt geführt werden kann. Für die Bewertung einer Unterkunft, die keine Wohnung ist, ist 

wie bisher der amtliche Sachbezugswert nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebend. Auf die 

Eigentümereigenschaft des Arbeitgebers als Bauherr oder als Käufer kommt es nicht an. Auch vom 

Arbeitgeber angemietete Wohnungen, die dem Arbeitnehmer überlassen werden, sind von der gesetzlichen 

Änderung umfasst. 

Hinweis: 

 

Der Bewertungsabschlag bei Mitarbeiterwohnungen nach § 8 Abs. 2 Satz 12 EStG-E soll erstmals für den 

Veranlagungszeitraum 2020 anwendbar sein (§ 52 Abs. 1 EStG). 

 

 

 

 

B. Bürokratieentlastungsgesetz III 
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Artikel 6 Änderung des Einkommensteuergesetzes 

 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 

3862), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. März 2019 (BGBl. I S. 357) geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert: 

 

 

Maßnahmen der Gesundheitsförderung 

 

1. In § 3 Nummer 34 wird die Angabe „500 Euro“ durch die Angabe „600 Euro“ ersetzt. 

 

Begründung der Bundesregierung: 

 

Zu Artikel 6 (Änderung des Einkommensteuergesetzes): Zu 

Nummer 1: 

Mit der Steuerfreiheit des § 3 Nummer 34 EStG hat der Arbeitgeber die Möglichkeit, dauerhaft einen 
Beitrag zu leisten, um die Gesundheit und Arbeitsfähigkeit seiner Beschäftigten durch zielgerichtete 
betriebsinterne Maßnahmen der Gesundheitsförderung oder entsprechende Barleistungen für 
Maßnahmen externer Anbieter zu erhalten. Durch die Bezugnahme der Steuerbefreiung auf 
Leistungen, die den Anforderungen der Vorschriften des SGB V entsprechen, sind die qualitativen 
Anforderungen an die der begünstigten Leistungen zusätzlich gesichert. Um den Arbeitgebern künftig 
den Spielraum zu erweitern, seinen Arbeitnehmern spezielle Gesundheitsleistungen anbieten oder 
entsprechende Zuschüsse zu Gesundheitsmaßnahmen leisten zu können, wird der Freibetrag auf 
600 Euro je Arbeitnehmer im Kalenderjahr angehoben. 
 
 

Lohnsteuerpauschalierung für kurzfristig Beschäftigte 

 

3. § 40a wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird die Angabe „72 Euro“ durch die Angabe „120 

Euro“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 4 Nummer 1 wird die Angabe „12 Euro“ durch die Angabe „15 Euro“ ersetzt. 

 

c) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

 

„(7) Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf den Abruf von elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen (§ 

39e Absatz 4 Satz 2) die Lohnsteuer für Bezüge von kurzfristigen, im Inland ausgeübten Tätigkeiten 

beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer, die einer ausländischen Betriebsstätte dieses Arbeitgebers 

zugeordnet sind, mit einem Pauschsteuersatz von 30 Prozent des Arbeitslohns erheben. Eine kurzfristige 

Tätigkeit im Sinne des Satzes 1 liegt nur vor, wenn die im Inland ausgeübte Tätigkeit 18 zusammenhängende 

Arbeitstage nicht übersteigt.“ 

 

Begründung der Bundesregierung: 

 

Zu Artikel 6 (Änderung des Einkommensteuergesetzes):  

Zu Nummer 3: 
 
Zu Buchstabe a: 
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Eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 Prozent des Arbeitslohns ist bei kurzfristig beschäftigten 
Arbeitnehmern derzeit nur zulässig, wenn der durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag 72 Euro 
nicht übersteigt. Dieser Höchstbetrag soll auf 120 Euro angehoben werden. Dafür sprechen die 
folgenden Gründe. 
 
Die durchschnittliche Tageslohngrenze orientiert sich derzeit am gesetzlichen Mindestlohn (8,84 
Euro pro Arbeitsstunde) und einem 8-stündigen Arbeitstag. Um diese Regelung bei steigendem 
Mindestlohn nicht regelmäßig anpassen zu müssen, soll die Grenze nun in einem größeren Schritt 
erhöht werden. Dabei wird auch berücksichtigt, dass für verschiedene Branchen höhere 
Mindestlöhne gelten. Die erhöhte Tageslohngrenze ermöglicht auch, über dem Mindestlohn 
liegende Stundenlöhne für qualifiziertere Tätigkeiten in die Lohnsteuerpauschalierung 
einzubeziehen. 
 
Zu Buchstabe b: 
 
Die Erhöhung des pauschalierungsfähigen durchschnittlichen Stundenlohns von 12 Euro auf 15 Euro 
folgt der Anhebung der Tageslohngrenze in § 40a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG durch dieses 
Änderungsgesetz (siehe vorstehend Buchstabe a). Dadurch können auch anspruchsvollere 
kurzfristige Tätigkeiten in die Lohnsteuerpauschalierung einbezogen werden. Für eine 
Fortschreibung dieses Stundenlohns spricht auch die allgemeine Lohnentwicklung. 
 
Zu Buchstabe c: 
 
Diese Regelung soll die Lohnsteuererhebung bei beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern 
vereinfachen, ohne das Lohnsteueraufkommen zu schmälern. Angesprochen sind insbesondere 
große Arbeitgeber, wie Banken und Versicherungsunternehmen, die im Ausland an Stelle von 
Tochterunternehmen regelmäßig Betriebsstätten als ausländische Niederlassungen unterhalten und 
deshalb zivilrechtlicher Arbeitgeber der in den ausländischen Betriebsstätten angestellten Mitarbeiter 
sind. 
 
In den vorgenannten Branchen reisen die im Ausland angestellten Mitarbeiter regelmäßig beruflich 
in das Inland. Diese Inlandsarbeitstage werden nicht nur im Stammhaus abgeleistet, sondern im 
gesamten Bundesgebiet wie z. B. bei Kunden und beruflichen Veranstaltungen. In diesen Fällen ist 
das inländische Stammhaus als Arbeitgeber verpflichtet, Lohnsteuer abzuführen. Weil die 
Inlandsreisenden in Deutschland regelmäßig beschränkt steuerpflichtig sind, erfolgt die 
Lohnsteuererhebung auf Grund einer Papierbescheinigung des Betriebsstättenfinanzamts, in der 
regelmäßig die Steuerklasse I ausgewiesen wird. Dies führt zu vermeidbarem Bürokratieaufwand, 
wenn in einer großen Vielzahl die beruflichen Inlandsreisetage der beschränkt steuerpflichtigen 
Mitarbeiter zu erfassen sind. Bei einem Institut sind dies beispielsweise ca. 2 700 reisende Mitarbeiter 
aus dem Ausland (aus ca. 45 Staaten), die verteilt über das Kalenderjahr an unterschiedlich vielen 
Tagen im Inland tätig sind. 
 
 

Die Pauschalierung wird auf kurzfristige Tätigkeiten im Inland begrenzt. Längerfristige 
Inlandstätigkeiten beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer unterliegen der Regelbesteuerung. 
 
Für einen Großteil der in Deutschland tätigen ausländischen Mitarbeiter übernimmt der Arbeitgeber 
in Deutschland die zu erhebende deutsche Lohnsteuer und aus arbeitsrechtlichen Gründen sowie 
Rentabilitätsgründen weitere Aufwendungen für den beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmer, wie 
z.B. die Steuerberatungskosten für die inländische Steuererklärung. Diese Lohnteile unterliegen 
ebenso der Lohnsteuererhebung. Aus der Übernahme der Lohnsteuer durch den Arbeitgeber 
ergeben sich vermeidbare Folge- und Abgrenzungsfragen, wie z. B., ob der Arbeitnehmer die 
inländischen Einkünfte im Ausland zu erklären und ggf. erneut zu versteuern hat. Die nun als 
Wahlmöglichkeit vorgesehene Lohnsteuerpauschalierung erleichtert die Lohnsteuerübernahme 
durch den Arbeitgeber und vermeidet steuerliche Abgrenzungsfragen. Eine Nachweispflicht zur 
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Aufzeichnung der pauschal besteuerten Bezüge und der darauf entfallenden Lohnsteuer im 
Lohnkonto besteht bereits in § 4 Absatz 2 Nummer 8 LStDV. 
 

 

Lohnsteuerpauschalierung für Beiträge zu einer Gruppenunfallversicherung 

 

4. In § 40b Absatz 3 wird die Angabe „62 Euro“ durch die Angabe „100 Euro“ ersetzt 

 

Begründung der Bundesregierung: 

 

Zu Artikel 6 (Änderung des Einkommensteuergesetzes):  

 

Zu Nummer 4: 
 
Nach § 40b Absatz 3 EStG kann der Arbeitgeber die Beiträge für eine Gruppenunfallversicherung 
mit einem Pauschsteuersatz von 20 % erheben, wenn der steuerliche Durchschnittsbetrag ohne 
Versicherungssteuer 62 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt. Die Regelung wurde mit dem 
Wohnungsbauförderungsgesetz vom 22. Dezember 1989 (BGBl. I Seite 2408) in das 
Einkommensteuergesetz eingeführt. Der Grenzbetrag betrug bis einschließlich 2001 120 DM; seit 
2002 beträgt er 62 Euro (Umrechnung durch das Steuer-Euroglättungsgesetz vom 19. Dezember 
2000 [BGBl. I Seite 1790]). 
 
Beitragsleistungen des Arbeitgebers zu einer Gruppenunfallversicherung stellen keinen Arbeitslohn 
dar, wenn die Rechte aus dem Versicherungsvertrag allein dem Arbeitgeber zustehen. 
 
Dagegen sind die Beitragsleistungen als Arbeitslohn zu qualifizieren, wenn der Arbeitnehmer den 
Versicherungsanspruch unmittelbar gegenüber dem Versicherungsunternehmen geltend machen 
kann. Für diese Fälle wird in der Praxis der Grenzbetrag von 62 Euro mittlerweile als zu niedrig 
angesehen, um ein adäquates Absicherungsniveaus sicherzustellen. Viele Arbeitgeber scheuen 
gleichwohl den bürokratischen Aufwand, der mit einer Erhöhung des Absicherungsniveaus (und 
somit der Prämie) und dem Übergang zur Individualversteuerung verbunden ist. 
 
Um diese bürokratischen Hemmnisse abzubauen, wird der Grenzbetrag auf 100 Euro angehoben. 
 
Wird bei einer Gruppenunfallversicherung der Durchschnittsbetrag von 100 Euro überschritten, ist 
der gesamte Betrag bei den versicherten Arbeitnehmern dem individuellen Lohnsteuerabzug zu 
unterwerfen. Es bleibt damit bei einem Grenzbetrag. Ein Höchstbetrag würde bei übersteigenden 
Beiträgen eine aufwändige Aufteilung des Versicherungsbeitrags (teilweise Pauschalbesteuerung 
und teilweise individuelle Besteuerung) erforderlich machen. Deshalb ist ein Grenzbetrag 
vorzugswürdig. 
 


